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Rechenschaftsbericht 

der 

Stadtverwaltung der Universitätsstadt Tübingen 

über das Kalenderjahr 1949 

Meine lieben Mitbürgerinnen und Mitbürger / 

Verehrte Anwesende ! 

A. Einleitung 

1) Jahrestag 

Am 30 Januar 1949 trat der von der Tübinger 

im November 1948 neu gewählte Gemeinde rat zu 

ersten Sitzung zusammen. Tn dieser Sitzung wurde 

dende Oberbürgermeister Hartmeyer mit Worten des 

der Anerkennung aus seinem Amt verabschiedet, das er seit 

1 • Januar 1946 innegehabt hatte0 Gleichzeitig wurde ich 

selbst in das Amt des Stadtvorstands von Tübingen einaeführt. 

Zur Wiederkehr dieses Tages und gleichzeitig zur Jahres- 

wende erscheint es gerechtfertigt, aber auch notwendig, Ihnen 

einen Rechenschaftsberieht über die Arbeit der Stadtverwaltuni 

im abgelaufenen Jahr 1949 zu geben. 

2) Zunächst ist es mir ein Bedürfnis, Sie, meine verehrten 

Anwesenden, in der heutigen Bürgerversammlung herzlichst zu 

begrüßsen und jedem einzelnen von Ihnen für das vor uns 

liegende Jahr 1950 die besten Wünsche auszusprechen. Unser 

aller innigster Wunsch ist es, dass uns dieses Jahr den 

Frieden der Völker und den inneren Aufbau unseres Vater- 

landes bringen möge/ 

Bürgerschaft 

seiner 

der schei- 

Dankes und 
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3) Gesamtüberblick 

Mehr denn je steht in unserer Zeit das Leben des 

Einzelnen ebenso wie die Arbeit einer Stadt und ihrer 

ganzen Bürgerschaft inmitten der grossen polttischen und 

Wirtschaftlichen Zusammenhänge. Das ist mir gerade dieser 

Tage eindrücklich zum Bewusstsein gekommen, als ich die 

früheren Rechenschaftsberichte unserer Stadtverwaltung 

durchgesehen habe. Berichte, die nur 2, 3 Jahre zurück- 

liegen, lassen erkennen, Stadtverwaltung aus den 

Zeitverhältnissen heraus, damals noch ganz erfüllt war von 

der Überwindung der chaotischen Verhältnisse des Zusammen- 

bruchs, von vielfältigen und harten Anordnungen der Be- 

satzungsmacht und dem Kampf breitester Schichten unserer 

Bevölkerung um die nackte Existenz, um ihre Versorgung 

mit einem Mindestmass an Nahrung, Kleidung und Brennstoffe 

Nur wenn wir uns an diese, erst so kurz hinter uns 

liegende Zeit erinnern, vermögen wir ganz die Wendung^der 

Dinge zu erfassen, die durch die Aufbauarbeit seit dem 

Zusammenbruch des Jahres 1945 und insbesondere seit der 

Währungsreform vom Juni 1948 eingetreten ist. 

4) Welche weltpolitischen und innerstaatlichen Verän- 

derunaen hat uns das Jahr 1949 gebracht/ 

Die Entwicklung Deutschlands ist durch das Zustande- 

kommen des Grundgesetzes der deutschen Bundesrepublik, 

durch die Bestellung der Bundesoraanetsowie durch das In- 

krafttreten des Besät zunos Statuts in ein ent sehe ideiides 

Stadium getreten. Verhandlungen mit den Hohen Inter- 
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alliierten Kommissaren sind im Gange, damit auch Deutsch- 

land in nicht zu ferner Zeit wieder in den Kreis der Euro- 

päischen Nationen aufgenommen wird. Die Schaffung des ost- 

deutschen Staates unterstreicht die verhängnisvolle Spaltung 

Deutschlands und seine Stellung mitten im Spannungsfeld 

zwischen Ost und West. In unserem engeren siid west deutschen 

Bereich stehen wir vor Entscheidungen über einen Zusammen- 

schluss zu einem grösseren Gliedstaat der deutschen Bundes- 

republik* Wir wollen die Hoffnung nicht aufgeben, dass bald 

über die Bildung eines Süd weste tagtes abgestimmt werde, oder 

dass wir zum mindesten wieder mit unseren nordwürttemberg4— 

sehen Stammesbrüdern zu einem einheitlichen Württe Staat 

vereint werden. 

Neben diesen staatspolitischen Ereignissen haben wir 

im vergangenen Jahr auch währungs- und wirtschaftspolitisch 

entscheidende Schritte vorwärts getan. Unsere vor 1 1/2 

Jahren neugeschaffene DM-Währung hat ihre Beührungsprobe 

bestanden. Neue namhafte Kredite sollen noch in diesem 

Jahr aus dem Ausland here inf Hessen. Die Zahl der Berufs- 

tätigen ist bis in die neueste Zeit hinein ständig gestiegen 

(und die Zahl der Arbeitslosen ist wenigstens im Land Würt- 

temberg -Hohem ollem immer noch erfreulich gering). Hier 

in Tübingen haben wir dank grosszügiger Arbeitsbeschaffungs- 

viassnahmen sehr wenig Arbeitsuchende. 

Auch unterliegen nur noch wenige Wirtschaftsgüter 

heute der Zwangswirtschaft„ Die Läden siTid voll mit Wareno 

Statt Warenmangels ist der Mangel an Kaufkraft getreten. 
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Spannung zwischen Preisen und Löhnen tritt 71r2ar zu 

Tage. Im Vordergrund aber steht heute in ganz Westdeutsch- 

land mehr denn je der Wohnungsbau im Zusammenhang mit dem 

Ausaewiesenenyroblem, 

Diese politischen und wirtschaftlichen Veränderungen 

der GesamtSituation müssen wir uns vergegenwärtigen, wenn 

wir den nachstehenden Rechenschaftsbericht 

unserer Stadtverwaltung entgegennehmen. 

5) Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger ! 

Lassen Sie mich zuvor aber noch einer persönlichen 

Ehrenpflicht genügen, nämlich herzlichen Dank zu sagen all 

den Männern und Frauen, die im vergangenen Jahr für die Ge- 

schicke unserer Stadt mit verantwortlich waren. Allen voran 

stelle ich meinen Dank an die M i t a 1 i e d_e.r—des_ 

G e tu e i n d e r a t s ; bilden doch diese Stadträte das 

alleinige be Schluss fassende Kollegium unserer 

städt. Selbstverwaltung. Deshalb sind sie in erster Linie 

für die kommunalpolitische Entwicklung unserer Stadt ent- 

scheidend und verantwortlich. _ 

(Sie wissen wohl, dass sich der derzeitige Gemeinde- 

rat aus 9 Mitgliedern der DVP, 7 der CDU, 4 der SPD, 3 der 

F-reien Wählervereinigung, 2 der KP und 1 Vertreterin der 

Unabhängigen Frauenliste, insgesamt also aus 26 Mitgliedern 

zusammensetzt. Hiervon entfallen 20 Mitglieder auf den 

Stadtteil Tübingen, 4 auf den Stadtteil Lustnau und 2 auf 

den Stadtteil Derendingen,) 

Der Gemeinderat hat im abgelaufenen Kalenderjahr 18 
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Plenarsitzungen durchgeflhrt. Hierbei wurden fast 500 Ange- 

legenheiten von allgemeiner Bedeutung beraten. ausser- 

ordentlich umfangreiches Arbeitspensum wurde durch die ver- 

schiedenen Abteilungen und Ausschüsse des Gemeinderats in 

227 Sitzungen und 66 Ortsbesichtigungen geleistet* Mögen 

Ihnen diese Zahlen einen lebendigen Eindruck von der äusserst 

intensiven Teilnahme der G@v&8indevät& und auch der sonstigen 

ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürger an den Auf geben 

der Stadtverwaltung vermitteln* ...  _ 

In meiner Eigenschaft als der vom Geserz berufene &0£z 

sitzende des Gerne Inderais kann ich nach dem 1, abgelaufenen 

Verwaltungsjahr meiner Amtstätigkeit mit grossez Befriedigung 

und ohne Einschränkung feststellen, dass wir uns in allen 

grundsätzlichen Fragen der Verwaltung sachlich beraten und 

die Beschlüsse meist mit klarer Stimmenmehrheit gefasst haben, 

(Ich darf Sie nur an das Wohnungsbauprogramm 1949, an die 

sehr schwierige Verabschiedung der beiden siädt* Haushalte 

für die Jahre 1948 und 1949, an das Volksschulprojekt, die 

Neckartorfrage u*a0m* erinnern* ) Alle Beratungen standen 

unter dem Eindruck der grossen Verantwortlichkeit jedes ein- 

zelnen Stadtrats gegenüber der gesamten Bürgerschaft* Keine 

Parteipolitik sondern eine Politik der Sachlichkeit und der 

Hilfsbereitschaft waren für die Entscheidungen auf dem Rat- 

haus bestimmende 

Boi grösseren Planungen oder Bauvorhaben ging den Be- 

ratungen des Gemeinderats und seiner Abteilungen regelmässig 

sine Orisbesichticrang voraus, um sieter zu sein, dass die 

Entscheidungen nicht vom grünen Tisch, andern aus der An- 
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schauung der tatsächlichen Verheilinisse heraus getroffen 

wurden. (Vie oft habe ich selbst in zweifelhaften Uohnunge- 

füllen mir das Mietobjekt selbst ange schaut. 

6) In diesem Zusammenhang gleich ein (dort zur öffentz 

lichkeii unserer kommunalen Tätigkeit. Die Hi tarbeit in der 

kommunalen Selbstverwaltung beschränkt sich zumeist auf 

einen kleinen Personenkreis. Dabei wäre es dem Staatsbürger 

doch gerade in der Gemeinde verhältnismässig leicht möglichf 

seine Meinung über die städtischen Organe zu Gehör zu bringen. 

Die Bürgerschaft sollte sich aus diesem Grunde in noch stär- 

kerem Mass als bisher in der Gemeindeverwaltung aktiv be- 

tätigen. Ich sage dies bewusst im Hinblick auf dis mehrfach 

beobachtete auffällig schwache Beteiligung der Tübinger Bür- 

gerschaft bei Bahlen, Gemeinderatssitzungen usw. (Bei der 

Auf Stelling der Tagesordnung für die Sitzungen des Gemeinde- 

rats habe ich jeweils ein möglichst grossen Teil der Bera- 

tungsgegenstände für die öffe nt lie ke. Sitzung vorgesehen. 

Der Gemeinderat hatte während des ganzen Jahres keinen An- 

lass gehabt, auch nur einen Fall der Tagesordnung einer 

nichtöffentlichen Sitzung für die Behandlung in der öffent- 

lichen Sitzung zu beantragen 

(Trotz dieser weitgehenden Öffentlichkeit unserer ge- 

meinderät liehen Arbeit mussten wir leider feststellen, dass 

die Tübinger Bevölkerung an unseren Sit Zungen nur geringen 

Anteil nimmt. Nur in 2 Sitzungen war unser kleiner Sitzungs- 

saal brechend voll.) Vor allem fehlte unsere Jugend , 

um deren künftige Geschicke es doch in vielen Fällen geht 

und die dereinst berufen sein wird, selbst ihr Zusammenleben 



- 7 

in der Gewinde zu ordnen. (Die Stadtverwaltung würde es 

begrüs'sen, wenn ihr im Rathaus ein grösserer Sitzungssaal 

zur Verfügung stünde, der auch in solchen Fällen die er- 

schienene Bürgerschaft in vollem Umfang aufnehmen könnte. 

Die Knappheit an Raum und an finanziellen Mitteln verbietet 

uns aber vorläufig, die ehemaligen grösseren Sitzungssäle 

des Rathauses wieder herzustellen und den darin untergebrach- 

ten städt. Ämtern anderweitig Raum zuzuweisen. Dir werden 

uns daher auf absehbare Reit mit dem jetzigen verhältnismäcsi 

kleinen Sitzungssaal des Rathauses begnügen müssen.) 

Auf jeden Fall freut es mich, dass die Tübinger Bürger- 

schaft heute bei der Ablegung dieses Jahresberichts 

in so grosser Zahl versammelt ist. Das wird mir Veranlasmmg 

und Rechtfertigung geben, künftig öfters in Bürge rpersgmm 

jungen in Stadt und Stadtteilen Rechenschaft über die zurück- 

liegende und die geplante kommunale Arbeit zu geben. 

7) Neben dein Dank an die Mitglieder des Gemeinderais sage 

ich herzlichen Dank und Anerkennung allen meinen |L1— 

a r b e i t e r n» in der Stadtverwaltung, den zahlreichen 

Beamten, Angestellten und Arbeitern, an ihrer Spitze Herrn 

Stadtdirektor A s m u s s , den vollzählig erschienenen 

Herren Amtsvorständen und dem Betriebsrat. Sie alle haben 

im vergangenen Jahr eine sehr umfassende, angespannte und 

erfolgreiche Arbeit geleistet. Sie wird durch folgende 3 

Tatbestände charakterisiert: 

a) die durch Kriegs- und Nachkriegsfolgen bedingte sog. 

Notvenoaltung^ die heute noch in der Tätigkeit des 

Wohnungsamts, des Requisitionsamts, des Ernährungsamts, 
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und des Soforthilfeamts in Erscheinung tritt; 
* 

b) durch die Arbeiten zur Aufholung der Rückstände aus 

den zurückliegenden 10 Jahren und 

c) durch die Aufbaimassnahmen bei allen hutern und Betrieben 

seit der Währungsreform» 

Ich darf Sie daran erinnern, dass praktisch seit dem Jahr 

1938, bedingt durch die Zeitereignisse und staatlichen 

Massnahmen die Baustoffe beschränkt waren, zahlreiche Ver- 

waltung sänge hörige zum Wirdienst eingezogen und später in 

Gefangenschaft waren*. All dies har die Erfüllung kommunaler 

Aufgaben im letzten Jahr/fast mollig zum Erliegen gebracht. 

Bis zur Währungsreform waren weder Baustoffe noch Arbeits- 

kräfte zu bekommen. Erst seit der Währungsreform hatte die 

Stadtverwaltung wieder einig ermessen die Möglichkeit, einen 

Teil der im letzten Jahrzehnt zurückgestellten Aufgaben zu 

erfüllen und beträchtliche neue Arbeiten in Angriff zu nehtß n 

(Ich darf, ohne im einzelnen vorzugreifenf nur auf die zahl- 

reichen Bauvorhaben Hinweisen, den Wiederaufbau und die In- 

standsetzung von Wohnungen, die Neuanlage und Unterhaltung 

von Strassen und Wegen, die Erneuerung und den Ausbau von 

Elektrizitäten, Gas- und Wasserleitungen sowie Kanalisation, 

kurz alle die Arbeiten, deren lebendige Zeugen wir im ver- 

gangenen Jahr geworden sind,) Dabei erfolgreich mit gearbeitet 

zu haben, sei jedem einzelnen Arbeiter, Angestellten und Be- 

amten der Stadtverwaltung eine stolze Befriedigung. 

Mein herzliches Gedenken gilt heute auch unseren 

Frauen in der Kommunalverm 11mg/ Wir erleben sie 

täglich in vielfältigem, verantwortlichem Einsatz: Als 



Sehre ibkräfie, an der Kasse, in der Sozia Ipj legs und als 

' Schwestern, im Dienst der Kindergärten und Altersheime, 

tätig als Mitarbeiterinnen im Sozial- und hohnungsausschuss 

und - nicht zuletzt - als Stadträte im Gemeinderat. Mit An- 

erkennung gedenke ich des Antrags einer Frau unseres Gemein- 

derats, der den Anlass zum zwischenzeitlich beschlossenen 

Volksschulneubau gaba 

8) Nicht minder herzlich gilt mein Dank Th n e n » me t ue 

lieben Mitbürgerinnen und Mitbürger / 

Ohne Ihren Aufbauwillen, ohhe Ihre Schaffenskraft und 

ohne Ihre grosse Geduld wäre das Aufbauwerk der Stadt Tü- 

bingen im letzten Jahr nicht möglich gewesena Es ist ein 

Zeichen non echtem Bürgersinn, dass Sie als Einwohner eine/- 

fast unzeratörten Stadt - in Bewusstsein der grossen Verant- 

wortung gegenüber den zahllosen Kriegs- und Kriegsfolge ge- 

schädigten - sich in sozialer und hilfsbereiter Einstellung 

zu grossen Opfern bereit gefunden heben, um unseren Ärmsten 

der Armen in ihrer Not zu helfen und auch der Stadt die Er- 

füllung ihrer durch die Kriegsfolgen wesentlich erschwerten 

Aufgaben zu ermöglichen9 Lassen Sie mich deshalb auch Ihnen 

nochmals herzlich danken» 

Dir sind uns bei unserer gemeindlichen Arbeit stets 

bewusst, dass ein grosser Teil der Einnahmen der Stadt aus 

den Steuergroschen des einzelnen Bürgers flieset, die er 

durch mühsame Arbeit aufbringt, man kann wohl sagen, dass 

er sie sich nicht selten buchstäblich am Mund absparen muss. 

Wir anerkennen in vollem Umfang die daraus sich ergebende 
* / o 



Verpflichtung, mit diesen Mitteln der Stadt sparsamsi und 

zweckmässig uvizugehen. Uzt sind bemüht, die städtischen 

Mitfel - allerdings ohne Sparsamkeit am falschen Platze und 

mit Weitblick - nur für solche Ausgaben einzusetzen, die 

wirklich dem Gemeinwohl der Bürgerschaft dienen. 

9) Ivi weiteren Rahmen gilt unser Dank auch der Regie ■ 

rung des Landes Württemberg-Hohem o Ilern, dem Hqndtag^ 

dem Kreis Tübingen und den für unsere Stadt verantwortlichen 

Vertretern der fr^^ienstsgbafnen^ 

Das Verhältnis zur Landesregierung und den einzelnen 

Ministerien, zum Landratsamt und zum Kraisverhand war auch 

im vergangenen Jahr herzlich und reibungslos» Unsere 

Selbstverwaltung wurde von den Ministerien, insbesondere 

dem die Kommunal aufs ich t führenden Innenministerium geeckter; 

und gefördert» Herr Innenminister Renner, der ja selbst im 

Jahre 1945 Oberbürgermeister unserer Stadt wqr, denkt glei- 

chermaßen unter den Gesichtspunkten des Staats wie auch 

unter denen der kommunalen Selbstverwaltung» Dadurch werden 

grundsätzlich Spannungen zwischen Aufsichtsbehörde und Stadt 

Verwaltung von vornherein vermieden» Das gleiche ist von 

unserer Beziehung zum Kreisverbünd und Landratsavii Tübingen 

m sagen. Stadt und Kreis Tübingen haben sich im vergangenen 

Jahr in allen grundsätzlichen Fragen, vor allem der kriti- 

schen Kreisimlage in freundschaftlicher Weise geeinigt» Da- 

für gebührt besonderer Dank Herrn Landrat Z a h r und 

seinen Mitarbeitern. 



* 4 

■ • 1 

— 11 •* 

f ' • ' *    

Den finanziellen Erfordernissen der Gemeinden hat der 

Landtag durch das kürzlich verabschiedete Finanz- und Lasten- 

ausgleiehsgesetz in anerkennenswerter Weise Rechnung getragen. 

k)ie Fragep welche staatlichen Leistungen im Rahmen dieses 

Finanz- und Lastenausgleichs die Stadt Tübingen auf Grund 

ihrer Sonderstellung als Universitätsstadt und Regierungs- 

sitz und insbesondere im Einblick auf ihren am serge wöhnl ich 

hohen Schulaufmnd erhält, wird noch in Verhandlungen mit den 

zuständigen Ministerien geklärt werden. 

10) Auch unser Verhältnis m dem fj^n^^rej^deje^jerten^ 

Herrn Administrates Brochu, stand im Zeichen der weiteren 

Entspannung des deutsch-französischen Verhältnisses* Dank seinei 

verständnisvollen Einstellung konnten zahlreiche Wünsche unse- 

rer Stadt in Erfüllung gehen. Insgesamt wurden bis 22.12.1949 

62 Wohmngen und 266 Einzelzimmer freigegeben, ferner Teile 

der Chirurgischen Klinik, das Haus des Roten Kreuzes in der 

Gartenstrasse, die Hotels »Deutsches Haus* und »Krone», die 

Gaststätten *Schlachthaus" und »Marquardtei», die ehemaligen 

Verbtndungshäuser der Franken, Ghibellinen und Schwaben sowie 

des Haus der Jugend; auch das Uhlandbad mrde für die deuteeftö 

Zivilbevölkerung weitgehend freigegeben. Wir haben es dank- 

bar empfunden, dass Landeskommissar Widmen zu Weihnachten für 

die Kinder und StuMnten einen Betrag von l 000 DM gespendet 

und damit seine Anteilnahme am sozialen Leben unserer Stadt 

bekundet hat* 

.A 
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11) Presse: ' 

Unser besonderer Dank gebührt der Presse. Sie hat sich 

im vergangenen Jahr in sagendem Messe mit der Arbeit unserer 

Stadtverwaltung befasst und durch ihre Berichterstattung 
i 

das Interesse der Bevölkerung für die kom- 

munalen Belange gefördert. Auch heute gilt ihr mein Dank für 

ihr zahlreiches Erscheinen. 

12) Abschliessend möchte ich noch den melieren Behörden, 

dem Gemeindetag, den kirchlichen Vertretern und all den son- 

stigen Einrichtungen des öffentlichen und privaten Lebens 

oder Einzelpersönlichkeiten, mit denen unsere Stadt im ver- 

gangenen Jahr in enger und engster Fühlung uns /jusammenarbei u 

gestanden hat, herzlichen Dank für ihre Mitarbeit sagen. 

B. Rechenschaft she richi 

Ich komme nun zu dem eigentlichen Rechenschaftsbericht 

der Stadtverwaltung. 

I. Die kommunal politische Frage Nr. 1 ist auch für uns in 

Tubingsn die r^g-M-I-f^g-gaisS, 

1. Unsere Lage ist durch folgende Daten gekennzeichnet 

a) Tübingen hatte 1939 30 418 Einwohner 

am 30.11.1949 waren es 36 884 Einwohner 

mithin eine 
Vervieh'rung um 6 ~66 Einwohner 

oder 

21 % 

b) Demgegenüber ist im gleichen Zeitraum der ^ohnrauj^ 

in Tübingen durch Neubau auch -nicht annähernd gleich- 



stark angewachsen« Dazu sind von dem vorhandenen Wohn- . 

raunt z, 2t, noch etwa 435 Wohnungen und ausserddm 

600 Einzelzimmer von der Besatmngsmcht beschlagnahmt, 

so dass imgesamt der wesentlich vermehrten deutschen 

Bevölkerung nur eine erheblich geringere Zahl an Wohz 

nungen als früher zur Verfügung steht. Darin liegt eine 

der Bauptursachen für die übermässige Belegung der ein™ 

zelnen Wohnräume in Tübingen« 

c) Beden ken wir in diesem Zusammenhang auch die Lage der 

Ausgewiesenen. Die Stadt Tübingen war mit 

Rücks'täit auf ihre vorerwähnte starke Belegung Jrtsker 
* 

offiziell von Ausgewiesenentransporten unbelegt ’geblieben 

, i 7Dabei hatte Tübingen mit Kenntnis des Kommissars für 
■ • ::' g /i/i 

die Umsiedlung schon über 2 000 Flüchtlinge als Ein™ 

zelfälle auf genommen, 

Bach den Mitteilungen des Kommissars für die Um™ 
■", i ■ ■ t 

Siedlung muss nun aber die Stadt Tübingen im Janr 1950 

damit rechnen, dass auch sie Ausgewiesens aufnehmen 

muss. (Wir werden berechtigt verlangen dürfen, dass 

Tübingen auf das ganze gesehen, - deha Einheimische, 

Studenten, Behörden, Ausgewiesene und Be Satzung sänge— 

hörige zusarmengenommen - nicht stärker belastet wird 

als die anderen südwürttembergischen Gemeinden, aber 

wir können auch nicht umgekehrt verlangen, dass es, 

im ganzen gesehen, wenige?' stark belegt wird, als an™ 

dere Gemeinden, die ihrerseits erklären, schon am Ende 

ihrer Aufnahmemöglichkeit zu sein. Das bedeutet nun 

■ V 
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keinesfalls, dass wir nicht voll des Mitgefühls und 

der aktiven Teilnahme für unsere deutschen Eeimatver- 

triebenen sein Bürden* Wir Bollen ihnen helfen, wo mir 

helfen können* Das zeigt die Zahl der schon in unseren 

Mauern lebenden über 2 000 Ausgewiesenen und unser stetes 

Bemühen und Sorgen un ihr wirtschaftlichen Fortkommen/ 

d) Gleich noch ein Dort zu der Entwicklung der Tübinger 

Bevölkerung; 

Im letzten Jahr haben 539 junge Menschenkinder in Tü- 

bingen das Licht der Welt erblickt* 413 Paare schlossen 

auf unserem Rathaus den Bund fürs Leben,und wir be- 

trauern den Tod von 277 Bürgern und Bürgerinnen unserer 

Stadt, die nicht nur im Kreis ihrer Lieben, sondern auch 

im Leben der Stadt und Universität tiefe Lücken hinter- 

lassen haben (Ehrenbürgerin Anna Bosch, Proft Dr* Stein- 

büchel, Prof* Dr * Stade Imrm, Prof,: Dr* Heidenhain, 

Weingärtner Zacharias Krause u,a,m.) 

2. Angesichts des ausserordentlichen Wohnraummangels kommt 

der Arbeit des W o h n u n g s a m t s eine ausschlag- 

gebende Bedeutung zu* 

a) Die Aufgabe des Wohnungsamts bestand seit Juni 1945 

darin, ohne nennenswerte 'Neuschaffung von Wohnraum, 

aber unter dem Druck dev Beschlagnahme ganzer Häuser 

und vieler Einzel Mahnungen für die Besatzungsmacht 

dennoch für die Wohnung ^verdrängten und die Neuzuge- 

minderten ausreichend Wohnraum zu schaffen* Wohnungs- 



suchend,e der letzten Jahre mit meist berechtigten Ansprü- 

chen konnten unter diesen Umständen nur durch Erfassung 

von Wohnraum bei anderen WohnunggInhabern notdürftig mit 

Nohnraum und Küchenbenutzung versorgt werden» Alles dies 

ging aber auf Kosten der Tübinger Bürgerschaft. Dadurch 

wurde das Wohnungsamt zu einem der unbeliebtesten Ämter* 

Jetzt ist bereits der 5Leiter seit 1945 im Amt0 Die 

ganze Bitterkeit, die die heutige Wohnungsnot verursacht, 

konzentriert sich auf die Angehörigen dieser Behörde,, Fast 

jeder Bürger fühlt sich benachteiligt, viele beschweren 

sich bei den Stadträten, beider Stadtverwaltung, beim 

Oberbürgermeister und den Vorgesetzten Dienstbehörden» 

Bei der immer grösser werdenden Zahl von Wohnungssuchen>- 

den werden die notwendigen Eingriffe immer oclvsierzlichßr 

und die Reaktion in Form von Beschwerden an alle erreich- 

baren Instanzen immer heftiger. Dabei bitte ich zu be- 

denken, dass wir in Tübingen im ganzen Jahr noch keine 

einzige Wohnungseinweisung mit polizeilicnem Zwang dusch— 

geführt haben,■> Mn Vorgang, der in Städten wie Stuttgart, 

Esslingen und Reutlingen häufiger verkommt, 

(Die Frage der Erfassung oder NichtErfassung z.B, 

einer Dachkammer, die normalerweise im Wohnungsamt Auf- 

gabe der Beurteilung eines Sachbearbeiters ist und inner- 

halb kurzer Zeit entschieden werden könnte, wird teil- 

weise bis zur höchsten Beschwerde Instanz im Ministerium 

getragen. Dieser lange Weg, bei dem alle möglichen Be- 

schwerde Instanzen ausgeschöpft werden, verursacht dem 
• /« 
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Wohnung serai eine Unsumme von Arbeit und hat auf ßden 

Fall sine oft unerträgliche zeitliche Verschleppung an 

sick berechtigter Massnahmen zur Folge* ) 
- 

b) Von Wohnungssuchenden wild wiederholt geäuoQCrt, man möge 

das Wohnungsamt aufhs'beri,, mil es doch keine Wohnungen be- 

schaffen könne» Dabei beweist die tatsächliche Leistung 

des Wohnungsamts jedem Einsichtigen das Gegenteil * Wir 

können des Wohnungsproblem noch nicht dem freien 

Spiel der Kräfte überlassen, sonst würden weniger zahlungs- 

fähige Meier überhaupt nie zu einer Wohnung kommen* Fest- 

steller müssen wir um der Gerechtigkeit willen, dass das 

städtische Wohnungsamt im verflossenen Jahr immerhin 

320 Wohnungen ('einschl. Teilw ohnung&n und UnteMietwoh- 

nungen mit 1 Firmer mit über 16 qm und Küchenbemtzung) 

zugewiesen hat, d* h, 100 Wohnungen mehr als im Vorjahr, 

c) Nach meinen Unterlagen gliedert sich diese Wohnrqumzu- 

Weisung ute_ ,/ojgl 

(l) als Ersatz für gesunlheitsschäd 
liche Räume’ einschle Beeatzunge 
verdrängte 94 Wohnungen - 30 $ 

(2) als Werkwohnungen 6Ö Wohnungen = 20 

(3) für Angehörige von Univer- 
sität und Staat 

(4) für Ausgewiesene 

(5) für Körperbeschädigte 

(6) auf Grund von gerichtlichen 
Räumungsurteilen 

(7) an politisch Verfolgte 

(8) an Privil- gierte der frnnz* 
Besä tsungsmeht 

(9) gg/gggl(Fliegergeschäd* 

27 Wohnungen ~ 8 % 

21 Wohnungen ~ 7 % 

21 Wohnungen = 7 $> 

20 Wohnungen = 6 # 

13 Wohnungen = 4 £> 

11 Wohnungen - 3 % 
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d) In 656 Fällen wurde ein Einzelzimmertausch durchgeführt; 

mit auswärtigen Gemeinden wurden 107 Wohnungen ausge- 

tauscht, 

e) Mit all diesen Massnahmen konnten zwar längst nicht alle 

Wohnungsfälle he friedigend erledigt werden, aber die Zahl 
* 

zeigt, dass doch eine gr o s s e Menge dringsMßJLMUß. 

bereinigt werden konnte » Noch bleiben über 1000 Wohnungs- 

gesuche zu befriedigen. Für den Betrieb des Wohnungsamts 

wurden neue Arbeitsgrundlagen geschaffen, und - nun er- 

schrecken Sie nicht- - nach einem Beschluss des Gemeinde- 

rats vom 19» Dezember 1949 soll demnächst noch eine Er- 

gänzung durch eine ürneute Wohnraumerfassung_ eintretsn. 

f) Bei 226 Wohnungszuweisungen wirkte der Wohnung s - 

a u s s c h u 3s des Gemeinderats in 16 Sitzungen mit. 

Über 196 Eins p r Ü c h e der Beteiligten entschied 

die Wohnungsabteilung des Gemeinderats 

als 2, Instanz» 

g) In 23 Fällen wurde gegen Entscheidungen der Wohnungsab- 

teilung des Gemeinde rats bei der Aufsichtsbehörde, der 

Hauptabteilung VIII des Innenministeriums, B e s c h u> er* 

d e erhoben. Dabei wurde in 17 Fällen die Entscheidung 

der Wohnungsabteilung durch die Aufsichtsbehörde bestätigt. 

N u r in 6 Fällen wurde die Entscheidung der Stadt durch 

das Innenministerium ganz oder teilweise aufgehoben. 

h) Ich darf daran erinnern, dass im Wohnung saus schoss neben 

den 4 Mitgliedern des Gemeinderats auch je ein Vertreter 



der Hausfrauen, der Aus gewiesenen, der Körperleschädigten, 

der Universität und des Baufachs aus der Bürgerschaft mit 

berät. Dadurch ist eine besondere Gewähr- für die .gerechte 

Verteilung des Uohnraums unter allen Gruppen der in Frage 

kommenden Wohnungssuchenden geschaffen, 

Das Wohnungsamt ist die z.Zt. undankbarste Stelle 

der Stadtverwaltung. Es gebührt daher dem Leiter des Woh- 

nungsamts, Stadtinspektor Pause?) und seinen Kitarbeitern 

besondere Anerkennung für ihre Arbeit, die sie ständig 
* 

unter nervenaufreibenden Umständen zu leisten haben, 

3) Be Satzungsverdränate 

a) Die in der Vergangenheit durch die franz. Militärregierung 

erfolgte Zuweisung von Wohnungen an bestimmte Privilegierte 

ist auf Grund der Interventionen der Stadtverwaltung zu 

meiner grossen Befriedigung jetzt hoffentlich endgültig 

zu Ende* Dennoch verbleiben noch mehrere Hunderte von 

Woknungs fällen, deren WohnungsInhaber durch Massnahmen 

der Besätzunc/smachi betroffen sind. Zu dem Fragenkomplex 

der he satzungsverdräng ten WohnungsInhaber hat der Gemein- 

derat in der Sitzung vom 28,November 1949 ausführlich 

Stellung genommen md seine Auffassung in einem einstim- 

migen Beschluss niedergelegt. Der Gemeinde rat sieht mit 

Recht die Lösung dieses Problems nicht im Aus- 

tausch gegen bisher nicht beschlagnahmte deutsche 

Wohnungen,, Der Gemsinderai erblickt vielmehr die ein- 

zige Lösurgßmögl i chke i t in der Schaffung 

neue n Wohnraums für die Unterbringung der Besatzungs- 

V» 
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verdrängten. Z.Zt. werden jährlich als Wohnraumvergütung 

für beschlagnahmte Wohnungen in Tübingen auf Besatzungs- 

kosten über 1,4 Millionen DM ausbezahlt. Mit diesem Be- 

trag könnte man die Verzinsung für eine grosse Zahl von 
bestreiten. 

WohnuTpsneubaut&n 

Die Aufbringung de9 für einen solchen Wohnungsneubau 
Baukapitals , , . 

erforderlichen / geht aber weit über den Rahmen der 

Leistungsfähigkeit einer Stadtverwaltung wie Tübingen 

hinaus* Sie kann nur bei weitgehender Hilfe des Staates, 

der die Besatzungskosten aufbringt, zu einem ins Gewicht 

fallenden Erfolg führen» Ein entsprechender Antrag ist 

der Staatsregierung bereits vorgelegt worden. Erfreu- 

licherweise konnte die Frage der Entschädigung der Umzugs^ 

kos ten in die alten Wohnungen rmiiiv geklärt werden. Auch 

sind nach der Direktive 3 100 (und Bote 507 vom 3aFebr* 

1949) auf Antrag Requisitionen von Luxusgegenständen wie 

Pianos, Radioapparate usw, aufzuheben, wie dies in letzter 

Zeit öfters geschehen ist. Dagegen bleibt noch offen die 

Kostenübernahme der Instandsetzung beschlagnahmter Ein- 

zelzimmer auf Lande Sittel. 

b) Darüber hinaus ist die Stadtverwaltung bemüht, auch in 

sonstigen Fällen einen Mobil iavaust aus ch 

zu betreiben und zu unterstützen(vor allem in den Fällen, 

in denen es sich datum handelt, Mobiliar freizubekommen, 

an dem der einzelne aus persönlichen Gründen besonders 

hängt. Auch hat der Gemeinderat beschlossen, dass die 

o _ \ ft A , 



dringendsten Wohnungsge suche aus dem Kreise der Be- 

satzung so erdräng ten vorzugsweise behandelt werden, und 
diu 

dass umgehehrt gegen solche WohnungsInhaber, diejihnen 

zugewiesenen Besät zungsverdrängten oder Ausgewiesenen 

schikanös behandeln, mit allem Nachdruckt notfalls mit 

der Beschlagnahme ihrer eigenen Wohnung v orge gangen nird, ) 

4) hnunasneubau 

a) Wir müssen uns darüber im Klaren sein, dass das Wohnraim- 

problem im ganzen nur durch Wohnungs- 

neubau gelöst werden kann» Dieser Weg führt aber 

nur in einem 1änqeren Zeiiraum zum Ziel! 5 Millionen Woh- 

nungen fehlen in Westdeutschland! In den Bemühungen um 

die Beschaffung von wenigstens 850 000 neuen Wohnungen im 

Jahr 1950 sind sich der westdeutsche Bund, unser Staat, 

Kreditinstitute„ gemeinnützige und private Bauherren so- 

wie alle Gemeinden einig, Seit der Währungsreform sind die 

Fesseln, die dem Wohnungsbau durch fehlendes Material 

und Arbeitskräfte gesetzt waren, weitgehend weggefallen. 

b) Die Begrenzung liegt heute massgeblich auf dem finanziel- 

len Gebiet, Die für den Wohnungsbau erforderlichen Gelder 

fliessen bekanntlich aus 3 Quellen: 

(1) aus dem Realkredit von Sparkassen, Hypotheken- 

banken und Lebensversicherungen, 

(2) aus den Eigenmitteln der Bauherren und 

(3) aus öffe Tätlichen Mitteln» 

Für den Wohnungsbau in Tübingen konnten im vergan- 
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genen Jahr Mittel des Realkredits für I. Hypotheken in 

ausreichendsm Umfang hereitgesie 11t werden, insbesondere 

euch durch die Kreis Sparkasse Tübingen, 

Das Ei ge nka -p i ta 1 der Bauherren - die 2. Kapitals- 

tjuelle - wr dagegen in so kurzer Zeit nach der Währungs- 

reform noch recht beschränkt» Ohne ein angemessenes Eigen- 

kapital ist aber besonders bei den heute überteuerten Bau- 

preisen eine ausreichende Finanzierung des Wohnungsbaus 

praktisch nicht mögliche 

Die grösste Shwierigkeii hat sich bei uns inTübingen 

wie ander ’ aus der unzureichenden Zuweisung von öffeni- 
- 

liehen Mitteln ergeben. Aus den vom tfürtiembergischen 

Landtag bewilligten 23 Millionen DM Baukrediten erhielt 

die Stadt Tübingen leider nur 841 500 DM an verzinslichen 

und unverzinslichen Geldern durch das Land; viel zuwenig 

bei unserem grossen Wohnraumbedarf. Demgegenüber hat zaB» 

unsere Nachbarstadi Reutlingen ihre durch das Land zur 

Verfügung gestellten Mittel aus Baudarlehen und Staats- 

zuschüssen mit über 2,5 Millionen DM angegeben» 

„ In diesem Zusammenhang gleich noch ein Wort über Bautätig- 

keit und Bauvolumen Tübingens* 

Im Jahre 1949 wurden fertiggestellt und bezogen 

163 Wohnungen mit einem schätzungsweisen 
Bauaufwand von rund " 2,630 000 DM 

In Ausbau und bis spätestens Früh- 
jahr 1950 bezugsfertig 

98 Wohnungen mit einem Bauaufwand v.rd. 1.570 OOP DM 

Zusammen bedeutet dies also bis 
Frühjahr 1950 auf dem Gebiet des 
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Tübinger Wohnungsbaus die 
Neuschaffung von 

Wohnungen mit einem Bauauf- 
wand von rund 4,200 000 DU 

Das ist gegenüber Reutlingen mit 

359 geförderten Rohnungen eine sicherlich aner- 

kennenswerte Leistung unserer Stadt, 

Renn man ferner berücksichtigt, dass noch 

31 Industrie und Kultur-Lauten mit 

einem Bauaufwand von 3,100 000 DU 

fertig ge stellt.und mitere 

11 Industrie- und Kulturbauten mit 
einem schätzungsweisen Bauaufwand 
von 
im Bau begriffen sind, 

1,100 000 DU 
o bedeutet 

dies für Tübingen einen Gesamtaufwand 

von mehr als 
* ff Millionen BLL 

6. In dieser Zahl sind aber nicht berücksthtigt,die Hill Ionen 

betrage für laufende Unterhaiiungsarbeiten an pri 

vaten und öffentlichen Gebiiuden sowie für 17 s u b a u ten 

an Brücken, Strassen, Kanälen, ElektrizitätsGas- und 

Wasserversorgungsanlagen, Om Ihnen nur einen Begriff zu 

geben, seien Ihnen folgende Zahlen aus dem Bereich des 

städt« Tiefbauamts gongnnt: 

16 000 qm Neubemlzungen 

25 000 qm Oberflächenteerung 

60 000 qm Teerausbesserungen 
i 

400 lfdm, Randsteine u,anmh 

Diese Baukapitalien sind überwiegend der Tübinger Bau- 

•/. 
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Wirtschaft zugeflossena Ich betone dies besonders, weil 

sich unsere Bevölkerung grossenteils nicht darüber klar 

ist, in welch starkem Äusmass mit durch die 

Initiative der S t a dtp e r w a 1 t u n g 

die Tübinger Bauwirtschaft im vergangenen Jahr belebt wurde 

und auch künftig belebt werden soll« 

7. Neben dem vom Land zur allaemeinen Förderung des Wohnungs- 

baues durch den Staat zur Verfügung gestellten Darlehen 

von 471 500 DM kamen im vergangenen Jahr an die Stadt 

Tübingen noch 370 000 DM aus Sonde'mitte ln« womit u,a, das 

Altersheim. das jetzt Paul ine-Kron®-Heim benannt ist, mit 

90 000 DM und die 30 Wohnungen der gemeinnützigen Wohnungs- 

genellschaft Tübingen wab0H» mit 127 000 DM gefördert wurden 

Diese Unterstützung der Wohnbautätigkeit durch Darlehen 

aus Landesmitteln war aber nur dadurch möglich, dass 

die Stadt Tübingen in jedem Einzel fall eine Ausfall- 

Bürgschaft gegenüber der &andeskreditanstalt über- 

nahm und zwar mit 470 000 DM als hälftige As,fallbürg Schaft 

und 450 000 DM als volle Bürgschaft in der Zeit zwischen 

Baubeginn und Wohnungsbezug. 
" ßS — ~ ~ 

So Kriegszerstörte Gebäude waren/in Tübingen am Ende des 

Kriegs 46« Hiervon sind bis Jahresende 1949 insgesamt 35 

Häuser wieder aufgebaut worden. Zwei weitere Wohnhäuser 

mit zusammen fünf Wohnungen stehen vor der Vollendung, Von 

10 noch zerstörten Gebäuden werden voraussichtlich 4 nicht 

wieder auf gebaut, bei weiteren 5 ist es ungewiss. Über das 

letzte, das Pomonagebäude, werde ich noch im anderen Zu~ 
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sammeiihang sprechen, 

9a Lassen Sie mich nun meine Ausführungen über den Wohnungsbau 

noch mit folgenden Einzelanoaben ergänzen: 

a) Die Stadt Tübingen seihst hat im Jahr 1949 ihre, durch 

Luftangriff zerstörten 8 siädi» Gebäude an der Schaff- 

hausenstrasse mit 82 Wohnungen wieder aufgebauta 

b) Die gemeinnützige Wohnung säe sellsckaft ^übingen^mhE, 

an der die Stadt mit 51 % beteiligt ist, hat im Jahre 

1949 30 Dreizimmerwohnungen an der Schaffhausensirasse 

in Angriff genommen. Sie sind voraussichtlich im Frühjahr 

1950 fertiggestellto Ferner hat sie an der Rheinland- 

Strasse als ¥ersuehsbauverhaben den Bau von 14 Dreizimmer- 

wohnungen und 6 Zweizimmerwohnungen, die in 3 Reihen- 

häusern zusamm&ngefassi sind, übernommen» (Der 1. dieser 

BauW&hs soll Anfang Februar 1950 bezugsfertig werden)* 

o) S t a a t und Postverwal t u n g haben mit 

zusammen 45 Wohnungen ebenfalls zr Entlastung der Woh- 

nung släge beigetragen0 

d) Anzuerhennen ist auch, dass non privaten Bau- 

herren im vergangenen Jahr rund 100 Wohnungen in Angriff 

genommen und grösstenteils feriiggestellt wurden» 

e) Auch schaffte die Steuergesetzgebung 

erfreulicherweise beachtliche Möglichkeiten an steuer- 

lichen Vorteilen bei Bereitstellung privater Mittel für 

den Wohnungsbau. Diese Chance wurde in Tübingen viel- 

seitig ausgenutzt. Es wäre dringend erwünscht, wenn Be- 
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triebe von Handel, Gewerbe und Industrie auch, in Zukunft 

diese steuerlichen Möglichkeiten voll ausschöpfen würden, 

f) Die Stadtverwaltung hat in Jahre 1949 neben den städt. Wohn- 

bauten auch den gemeinnützigen und privaten Wohnungsbau weit- 

gehend durch Überlassung von städta Grundbesitz zu Eigentum 

oder in Erbbaurecht gefördert. 156 Wohnungen wurden auf 

städt* Grund und Boden errichtet, 33 sind bereits bezogen, 

Es handelt sich dabei um 69 städt. Bauplätze mit insgesamt 

962 ar «Q0066Ä \Af I n 

Der Vorrat des städtischen Baugeländes an erschlossenen 

Strassen geht nunmehr aber zur Neige. Es musste deshalb 

weiteres städta Baugelände im Gebiet der Eberhard- und 

der Stuttgarter Strasse erschlossen o&räen, wo im Jahr 1950 

Platz für 336 Wohneinheiten geschaffen wird. Für die Weiter- 

fährung des Wohnungsbaus in Tübingen wird es aber entschei- 

dend darauf ankommen„ dass nun auch privates Bau- 

• gelände in ausreichendem Umfang und zu angemessenen Preisen 

mr Verfügung gestellt wird, und zwar an bereits ausgebauten 

Strassen. Es ist für die Stadt unerträglich, dass die aus- 

gebauten Strassen noch grosse Baulücken aufweisen, weil die 

Grundstücksbesitzer ihre Grundstücke nicht zur Bebauung zur 

Verfügung stellen und dadurch die Stadtverwaltung zwingen, 

mit einem jährlich in die Hunderttausend'e von DM gehenden 

Aufwand neues Baugelände zu er sohliessen* 

g) Dass die Stadt ausserhalb des Wohnungsbcugeländes an rund 

2 000 Bürger Uber 2 5-0 Grundstücksparzellen zur Pacht 

s> ! 

/. 
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überlassen hat, sei nur im Zusammenhang mit der Grunäbe- 

sitzfrage mit ermähnt. 

ftj Fon den städt. Obstgärten ist dieses Jahr nichts zu be- 

richten, da die Frostnacht vom 10a/ll. Isi 2949 gesamte 

Obsternte vernichtet hat. 

« x 

Jfii Vorbereitung und Durchführung des Wohnungsbaues sind 

Hochbauamt, Tiefbamut und Stadtmessungsamt, ferner mit Finan- 

zierungsfragen das Hauptamt und die Stadtpflege laufend auf 

das intensivste befasst* Diese Arbeiten mären ausser ordent- 

lich umfassend, zeitraubend und vmntwortungsvoll. Sie zum 

guten Ende gebracht zu haben, sei den genannten Ämtern noch- 

mals besonders gedankt. 

Diese eindrucksvollen Zahlen und meine absichtlich ins Ein- 

zelne gehenden Ausführungen mögen Ihnen beweisen, dass die 

Stadt Tübingen das Wohnungsproblem wirklich als Aufgabe Mr* 

1 aufgefasst und mit der Schaffung von 261 Wohnungen wesent- 

lich vorangetrieben hat. 

Dabei soll nicht unerwähnt bleiben, dass diese Wohnungs- 

nsubauten auch sehr wohl einen Veröle ich aushalte n 

können mit dem Tübinger Wohnbauprogramm der letzten Jahrzehnte0 

Wie ich aus alten Rechenschaftsberichten feststelle, lag die 

Neubautätigkeit in Tübingen auch in den besten Baujahren nur 

zwischen 150 - 200 Wohnungen jährlich* 
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II«, So n s t t g e Bauaufgaben 
ssnsssssssesssssssssssss—ssxsss-ssssss 

Aus dem Kreis der sonstigen Bam erhaben möchte ich 

in diesem Zusammenhang noch hervorheben: 
: £/vv ’ 

2. Der Ausbau der beiden Kaiser-Wil he 1 m - 

Institute in der Melanchthonstmsse und nAuf 
auf 

der Unteren Viehweide® durch den Staatff letzteres 

städtischem Grund und Boden. 

2o Als wohl grösste bauliche Leistung} die das Land im Stadt- 

gebiet Tübingens geschaffen hat, ist die neue Brücke 

im Zuge der ÜmaehunosStrasse zu nennen, Sie ist an Stelle 

der im Frühjahr 1945 gesprengten Brücke getreten„ Wir 

Sind dm Staat und seinem für den Bau verantwortlichen 

Oberbaurat Böhringer für dieses hervorragende Brücken- 

bäumrk im Wert von 420 000 DM sehr dankbar. Wir hoffen, 

dass nach Anbringung der in Auftrag gegebenen Richtungs- 

leuchtzeichen ein Teil des Durchgangsverkehrse der bisher 

die Innenstadt berührte„ auf die Umgehangsstrasse umge- 

lenkt wird (Allzu grosse Hoffnungen darf man sich aller- 

dings nach unseren bisherigen zahlemässigen Feststeilunge 

nicht machenn) 

3, Und nun nodi das besondere Sorgenkind unserer Stadt auf 

baulichem Gebietp nämlich die Lösung der städtebaulichen 

mä Verkehrsprobleme am Neckar tor und tm be- 

sonderen die Umgestaltung des Pomonagebäud es. 

Der Gemeinderat hat sich in überwiegender Mehrheit 
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für eine Lösung eingesetzt, die der 'mutmasslichen Ver- 

fahr sent wick lung an diesem Brennpunkt ■ de s Tübinger Stras- 

senverkehrs Rechnung trägta Ein neuerliches Gutachten 

der Sirass&nbauabteilung des Innenministeriums gibt dieser 

Auffassung recht„ Durch mehrfache Verkehrs Zählungen ist 

ferner festgestellt morden, dass der Verkehr in &r Mühl- 

strasse kaum geringer ist als auf dem Stuttgarter Schloss- 

platz, also an einem bekannten Brennpunkt des gross- 

städtischen Verkehrs« Wir waren über diese zahlermässigen 

Ergebnisse selbst überrascht. 

Die Stadtverwaltung hat im vergangenen Jahr viele 

Verhandlungen mit der franz0 Militärregierung, mü den 

Anliegern, mit Architekten, Bauinteressenten und dem 

Innenministerium in der Sache Neckartor geführt 

Sie haben die eindeutige Erklärung der frans. Militär- 

regierung gebracht, sich aus der Lösung de r~N& chart er- 

frage heraussuhalten und damit auf den früheren Befehl 

der Niederreissung des Pomonas endgültig zu verzichten* 

Ferner ist erreicht worden, dass das Innenministerium den 

oos! Gemeindera| beschlossenen Ortsbauplan nebst Anbau- 

Vorschrift für/Neckar tor, der Über 20 Anlieger betroffen 

hat, genehmigte. 

Es wird nun wesentlich an den Anliegern des Neckar— 

tors, vor allem dem Eigentümer des Pomonagebäudes, liegen, 

die Konsequenz aus diesen genehmigten Rechtsgrundlagen 

für den Wiederaufbau zu ziehen und das Pomona mit stäät* 
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Unterstützung bald in neuzeitlicher Gestalt erstehen 

zu lassen. 

IIIa Auch die Verkehrsprobleme in Tübingen 

fifsss*J33»sssxa2ss;sfSB:ssBrss3jst®sss«8sssjK»ÄäB!sr:5eaBss:sfas 

drängen zu einer umfassenden Lösung, 

1) Wenn man durch die Innenstadt fährt, so erlebt man auf 

Schritt und Tritt, dass die engen Gassen und Strassen 

non Fahrzeugen stundenweise über «‘beansprucht sind. 

Auch als Passgänger ist man seines Lebens nicht mehr sicher, 

2) Wir haben im vergangenen Jahr einzelne Fälle des städt. 
und sie y 

Verkehrs he raus gegriffen, ^ie z.B» das Parkverbot an der 

Grabenstrasse einer Lösung zugeführt. Es erscheini aber 

als eine vordringliche Aufgabe für das Jahr 1950, dass 

die Stadtverwaltung das Verkehrsnrohlem der Innenstadt und 

insbesondere auch die Parkplatzfrage unter Hinzuziehung 

von Verkehrsspezialisten einer grundsätzlichen Entscheidung 

mführt» Hach miner Auffassung wird nichts übrig bleiben, 

als in grösseren Teilen der Innenstadt eine straffere 

Verkehrsregelung einzuführen, Einbahnstrassen zu schaffen, 

stundenweise Parkverbote an verkehrsreichen Strassen anzu- 

ordnm und Parkgelegenheiten an Nebenstrassen um vorhan- 

denen Plätzen zu schaffen (wie in Stuttgart an diesjährigen 

®Gold@mn Sonntag0 aus Gründen der Sicherheit des Käufer- 

Publikums vorübergehend die ganze Königstrasse für Kraft- 

fahrzeuge gesperrt mr.) 
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3) Der Verkehrsregelung könnt aber auch im Hinblick auf 

die Verbindung zu den benachbarten Gemeinden und dem 

Fernverkehr besondere Bedeutung zu. Anerkennen mir vor- 

behaltlos, was Staat, Kreis und Stadt an den Strassen 

im letzten Jahr verbessert hattet Bedenken wir aberfavderer- 

seits, dass Tübingen an der Kreuzung der beiden Reichs- 

Strassen Nr* 27 und 28 liegt, d<,h. einmal an der Nord-SM- 

Verbindung von Norddeutschland über Stuttgart, Tübingen, 

Schaffhaueen, Schweiz, Italien und an der Ost-West-Ver- 

binduna. die von Wim über Ulm, Tübingen nach Strassburg 

und Paris führt. Diese ausser gewöhnliche Verkehrslage ver- 

pflichtet deshalb eine Stadtverwaltung wie Tübingen, neben 
"reibungslosen Ablauf des 

dem Fremdenverkehr dem/Strassenverkehrs besonderes Augen- 

merk zu widmen. Projekte4 wie NeckarbrückenvertMiterung, 

Tunnelbau durch den Schlossberg, liegen nicht ausser der 

Zeit. 

4) Im Nahverkehr wird es notwendig sein, umliegende Kreis- 

gemeinden und benachbarte Städte noch stärker als bisher 
durch - 

Önntbus-Linien mit Tübingen zu verbinden. Damit könn- 

ten dann auch die Arbeiter und Angestellten der Tübinger 

Betriebe in vermehrtem Umfang in den die Stadt umgebenden 

Gemeinden angesiedelt werden. 

5) Dank sei .n^t^z£deeem Zu3ajmenhanU &€r Bundesbahn- 

direktion ~ für die wesentlichen Verkehrsverbes- 

gerungen im alten Jahr auf Bahn- und Omnibus strecken von 

und nach Tübingen gesagt. 
• / » 
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IVo Förderung von Gewerbe und Industrie a 

In engem Zusammenhang mit dev, baulichen Aufgaben d : ■> Stadtver- 

waltung sieht die F & r d e r u n g von Gewerbe und Indu- 

strie* 

Io Tübingen hat sich» wie Sie wissen» früher grundsätzlich 

g e g e n die Ansiedlung von Industrie gesperrt, Es woll- 

te bewusst eine Stadt von Professoren» Begmten und Studen- 

ten sowie des 'bodenständigen Handwerks bleiben„ Deren- 

dingen und Lustnau hatten in der Zeit ihrer Selbständigkeit 

eine weil stärkere industrielle Entwicklung erfahren als 

Tübingen selbst* Das Ergebnis war„ dass Tübingen in seiner 

Steuer kraft weit hinter anderen Städten von ähnlicher Ein- 

wohnerzahl zurückgeblieben ist,., 

Der grosse Komplex an ffntversttätogeUUden mit Klini- 

ken und Instituten bringt der Stadt keine Steuern ein, 

Fie Steuerfreiheix der stagtltoken Gebäude verursacht der 

Stadt jährlich einen Grundsieuerausfa.il von über 630 OGO DM„ 

Dafür nieten die mittelbaren wirtschaftlichen Auswirkungen 

der Universitätp besonders bei der heutigen Geldnot der 

Studenten, keinen entsprechenden finanziellen Ausgleich 

mehr wie in früheren Jahrzehntenn 

Die Stadtverwaltung hat daher in den letzten Jahren 

die Ansiedlung leistungsfähiger Industrien bewusst geför- ' 

dert„ Unter den Betrieben0 deren bauliche Entwiclung die 

*todtverwa 11ung im Jahre 194.9 durch Bereitstellung von 

städt„/Gelände nachdrücklich unterstützte» erwähne ich zu- 

nächst das Astra-Eollwerh und das Veredlungswerk Dr,Adolff 

f 
o 
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Eine grosse Fabrikhalle und mehrere Wohngebäude an der 

Bismarckstrasse sind fertig,, Ein weiterer Fabrikneubau und 

einige Wohnhäuser sind für 1950 vorgesehen0 Ferner zu er- 

wähnen ist die Arzneimittelgrosshandlung Andreä-Noris-Zahn» 

die in erstaunlich kurzer Zeit ein Betriebs- und Vermal- 

tungsgebäude an der Rheinlandstrasse errichtet hat? Dazu 

kommen noch einige andere Firmen, dem Bauplätze zur Ver- 

fügung gestellt wurden„ 

20 Die industrielle Entwicklung stellt die Stadtverwaltung 

zwangsläufig vor grosse städtebauliche Probleme0 Morgens 

und abends erleben wir es täglich,, wie tausende von Berufs~ 

tätigen von und zur Bahn strömen,, Neben der Verbs sserung 

der Verkehrsoerbindungen wird der Stadtverwaltung im Zuge 

der Ausweitung der Tübinger Industrie nichts übrig bleiben„ 

als mit der Zeit eine namhafte Anzahl dieser in den Tü- 

binger Betrieben tätigen Arbeiter und Angestelltens die 

heute noch auswärts wohnenB in Tübingen selbst anzusiedeln, 

Wir werden daher auch unter diesem Gesichtspunkt den Woh- 

nungsbau in Tübingen forcieren müssen? Hierbei müssen wir 

aber auch die Tübinger Betriebe um ihre Mitarbeit bitten0 

Ein schöner Anfang wurde im Jahr 1949 schon durch Schaffung 

non 65 Werkswohnungen gemachta 

30 Im Genehm- igungsverfahren für Gross- 

und Einzelhandels ge schüft e9 für Handwerk und Gaststätten ist 

die Stadt ebenfalls in monatlich steigendem Masse einge- 

schaltet o Bei der Befürwortung solcher Genehmigungen hat 

die Stadtverwaltung im vergangenen Jahr darauf Bedacht ge- 
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nommenp den Unterschied gegenüber der amerikanischen Zone» 

wo ja der Grundsatz, der Gewerbefreiheit gilt, nickt allzu 

sehr in Erscheinung treten zu lassen* Neben der eigentliche?» 

Bedürfniäfroge wurde weitgehend die soziale Notlage berück™ 

sichtigto Eine Reihe von Flüchtlingenp Schwerbeschädigten 

und Spätheimkehrern konnte auf diese Weise eine selbständige 

Existenz finden,, 

Schwierigkeiten bereiten die ständigen Versuche des ambu~ 

lauten Gewerbes, einen verstärkten Strassenhandel aufleben 

zu lassen,, Diesen Bestrebungen tritt die Stadt im Interesse 

der Erhaltung des Stadtbildes und zur Vermeidung einer uner* 

wünschten Konkurrenz für das örtliche Gewerbe entgegen» 

4„ Ein Sorgenkind der Stadtverwaltung ist auch das Mar k t ~ 

wese na Der Marktplatz wird von Händlern und Gärtnern mit 

ihren Ständenp LKN's und Handwagen übermässig inAnspruch ae** 

qlc 
normen* Es erscheint feine dringende Aufgabe des Jahres I960e 

für die Aufstellung der Marktstände und die Regelung des 

Verkehrs einen Plan zu besohltessen0 um den Grosmarki und 

den Kleinhandel in ein angemessenes Verhältnis zu bringen,, 

Dass wir im vergangenen Jahr wieder den wöchentlichen 

Schweinerner kt auf dem Kelternplatz eingeführt haben„ sei 

nur der Vollständigkeit halber erwähnt» 

5o Mit besonderer Freude hat es die Stadtverwaltung begrünst,, 

dass der Einsei hanße1 im vergangenen Jahr wirkungsvolle 

Schritte unternommen hat„ um die geschäftliche Anziehungs- 

kraft Tübingens zu siet gern» Das gemeinsame Vorgehen im Zu- 

sammenwirken mit Örtlicher Presse und Werbefirmen» läset' 
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erkennen,, dass die Tübinger Geschäftswelt nicht resignierte 

sondern dass sie es den Geschäftsleuten in anderen Städten 

gleichtun willa Die Stadtverwaltung hat diese Bestreben 

besonders zu Weihnachten dadurch gefördert„ dass sie neben 

der erleuchteten Schaufensterdekoration der Firmen eine 

festliche Illumination der wichtigsten Strassenzüge durch™ 

führte,, und damit sicherlich zur Steigerung des Weihnacht- 

liehen Gesehjßfisimsatzss beitrug„ 

60 Aus Kreisen der Tübinger Wirtschaft wurde im vergangenen 

Jahr die Erstellung einer Messehai l e vor ge™ 

schlagenc. Sie sollte für Veranstaltungen der verschieden- 

sten Art dienen0 Wirtschaftliche Schwierigkeiten stehen 

vorläufig der Verwirklichung dieses Planes im Wege0 Ich 

würde es aber sehr begrüssenp wenn dieser Gedanke nicht zu 

den Akten gelegt würde„ 

7~ Aus dem Bestreben zur Förderung der Tübinger Wirtschaft 

heraus haben wir es auch lebhaft begrüsst„ dass die Allianz- 

Lebensversicherungsgesellschaft der Stadtverwaltung den 

Vorschlag unterbreitet hat„ auf städt0 Grund und Boden an 

der Ecke Friedrich- und. Poststrasse ausser einem 

Studenten-he im einen stattlichen Laden™ und 

Bürobau zu errichten9 vorausgesetztß dass ein Teil der er- 

forderlichen Mittel zur Deckung der unrentierliehen Bau- 

kosten von den Interessenten aufgebracht wird0 Dieses 

Projekt wäre geeignetp den Mangel an Laden- und Büroräumen 

in Tübingen zu vermindern« Wir hoffen noehD dass sich 

einige einheimische Interessenten finden werdenp damit 
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diese wirtschaftlich und städtebaulich gute Losung verwirk- 

licht und eine seit über einem, halben Jahrhundert offene 

Baulücke endlich geschlossen werden kann, 

V p Soziale Fragen„ 

Neben der Förderung der im aktiven Wirtschaftsleben stehe -.’den 

Menschen obliegt einer Stadtverwaltung wie Tübingen vor allen 

auch die soziale Bei reuung der Bevölkerungakreist9 die durah 

Alterp Krankheit oder Kriegsfolgen aus dem Wirtschaftsleben 

aus geschieden sind oder nur noch beschränkt daran teilnehmen 

k&nnen. Die Bedeutung dieser Frage kommt auch darin zum Aus- 

druck» dass der Sozialetat unserer Stadt die zweit grösste 
Brutto- 

Position unseres städtischen Haushalts ist und/Ausgaben von 

über 650 000 UM verursachen., 

1, Die öffentlich#' Fürsorge im ganzen ist 

im Jahr 1949 durch eine Reihe gesetzgeberischer Massnahmen 

erweitert worden« 

(Ich erwähne davon? 

a) die Erhöhung ßer Richtsätze in der öffentlichen Für- 

sorge ab 1«Juni 1949f 

b) das SogiaIverSicherung®-Anpgssungsge setzp des eine 

Erhöhung der Rentenleistungen der Sozialversicherung 

mit sich bringtf 

c) das färperbeechädigten^Letstung ege setz, 

d) das sozial besonders zu begrüssende Soforthilfe-Gesetz 

als l.oTetl des allgemeinen Lastenausgleichsf 

e) das Gesetz über Arbeitslosenversicherung und die Ver- 

ordnung über die Ar bei is 1 osenfürsorge , 

f) das Gesetz über die Gewährung von Unterhattsbeiireigen 

ehern (,Wehr machte angehör ige und ihre Hinterbliebenen« ' 

/, 

an 
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Diese Gesetze bedingen zweifellos für die öffentlichen Haus- 

halte erhebliche MehrausggbenDennoch reicht im einzelnen 

Fürsorgefall die Steigerung der Renten - besonders auch im 

Hinblick auf die Entwicklung der Preise - nicht aus, um der 

Gesam-ihe it der Sozialrentner p der Kriegs- und Währungsge- 

schüdigten, d4er Ausgewiesenen uva0m0" den ausreichenden 

Lebensunterhalt zu sichern0 Noch ist ein beträchtlicher Teil 

von ihnen nebenbei auf die allgemeine Fürsorge angewiesene 

20 Den Aus gewiesenen galt auch im vergangenen Jahr die besondere 

■Sorge des Sozialamts und des städt* Sozia laues chusses, den 

ich a&s Vorsitzender leite„ Zwar konnten sie grösstenteils in 

Arbeit gebrgeht werden; aber unter ihnen bleiben „ naturge- 

mässstg noch viele akute Notfälle9 die nur durch öffentliche 

Fürsorge überwunden wenden können« Insgesamt haben wir die 

Ausgewiesenen mit über 38 000 DM unterstützt0 

3o Das KB-Le is tungsgesetz, das am 1, Juni 1949 in Kraft getreten 

ist, hat für die Sc hwerbe sch ä d i g t e n gewisse 

Verbesserungen gegenüber den seitherigen Versorgungalsietun- 

gen gebrachta Die Hinterbliebenen sind jedoch x0T0 Schlechter 

gestellt0 weil das Gesetz u«a0 keinen Mietzuschuss mehr vor- 

sieht« In solchen Fällen hat das städtische Sozialamt beim 

Versorgung samt erreicht„ dass wenigstem eine Rente in Höhe 

der Richtsätze der öffentlichen Für sorg*e gewährt wird,. (Ins- 

gesamt hoben wir über 1 000 Schwerbeschädigte der Stufen I-IV) 

(Schwerbeschädigte Stufe Is 2120 IIs 316g Ills 3540 IVs 123) 



4« Rückwirkend ab 10 April 1949 ist das langersehnte S & - 

fori Hilfe gesetz auch für die frans„ Zone in 

Kraft getreten.. Die Durchführung dieses Gesetzes ist der 

Stadtverwaltung übertragen worden? die dafür ein "Städt? Amt 

für Soforthilfen ohne zusätzliche Arbeit skr äffe eingerich- 

tet kaiD 

Der Soforthilfe-Ausschuss und das Stadt^Soforthilfeamt haben 

bisher 554 Anträge auf Untefhaltshilfe und 909 Anträge auf 

Hausratshilfe behandelt« Bis Ende Dezember 1949 wurden an 

Unterhaltshilfe 54 720 DM(> an Hausratshilfe bis zur gleichen 

Zeit 44 500 DM ausgezahlt„ 

Noch neuesten Nachrichten soll das günstige Soforthilfe- 

Aufkommen in Süd Württemberg für das kommende Jahr auch 

mono fl iahe ' Ausbildung sbetHilfen bis zu 40 DM ermöglichen,« 

Trotzdem daff die Bedeutung des Soforthilfe-Gesetzes nicht 

überschätzt werden» Es kann und soll» tote auch sein Plane 

sagt» nur eine "Erste Hilfe" bei akuten Notfällen dar- 

stellen0 

5, Nach der Währungsreform hatte man bei den Fürsorgebehörden 

einen starken Zugang an Hilfsbedürftigen erwartet9 die ihre 

Existenzmittel durch die Währungsreform verlören hatten« 

Selbstverständlich haben öffentliche Fürsorge und Sofort- 

hilfe in zahlreichen Fällen von Währungsschäden eingreifen 

müssen0 Im ganzen aber ist festzustellen„ dass in Tübingen 

nicht wenige Alte und. Arbeitsunfähige„ die durch die Wäh- 

rungsreform ihr erspartes Vermögen verloren haben? von der 

Inanspruchnahme öffentlicher Hilfe absehen und recht und 

o / a 
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schlecht das Dasein fristen* c?o es auch bei uns in 

Tübingen viel verborgene Not/ 

6., Die Stadtverwaltung hat es daher besonders bedauert» dass 

durch die Währungsreform auch das beträchtliche Gsldver- 

mägen des nTübingef EiIfswer he* vernichtet ist» m chdern 

unmittelbar nach der Währungsreform schon die Umwertung 

dieses Vevm0gensbestand.es vom Finanzamt Tübingen anerkannt 

war„ Ich habe mich neuerdings noch einmal beim Finanzmini- 

stertum um die Anerkennung der Umwertung dieses Vermögens 

von über 40 000 DM bemüht« Leider aber &bis heute noch ver- 

geben» sa 

Der Verwaltungsrat des Tübinger Hilfswerks» dessen Vor- 

sitzender ich bin» hat trotz aller dieser Schwierigkeiten 

beschlössen» das Hilfswerk weiter zuführen0 In diesem Jahr 

ist es für eine Verteilung der Weihnachtssammbung des Tü- 

binger Einzelha-näels zu Gunsten der Bedürftigen eingesetzt 

worden. Für die Spenden im ®ert von rund 5 000 DM sei allen 

beteiligten Geschäften herzlichst gedankt0 

Die Stilligung des Tübinger Hilfswerks hatte wr allem 

auch dazu geführt» dass die frühere umfassende Tätigkeit 

von Stadtverwaltung und Hilfswerk auf dem Gebiet der 

J u g e ndfüraorge weitgehend eingestellt werden 

musste» 

Ich mßchte Sie» meine Mitbürgerinnen und Mitbürger» auch 

an dieser Stelle bitten» dem ”Tübinger Hilfswerk*» einer 

Gründung meines verkehrten Amtsvorgüngers» Ober Bürger- 

me ist er o :,DHarimeuerf> zur Wetterführung seiner segena- 

t 
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reichen Tätigkeit zu verhelfen, Gerade das "Tübinger 

Hilfawerk" kann den von mir oben ermähnten vsr^Mmt« 

Notleidenden sehr viel helfen,, die von der 6ff ei. llich 

Fürsorge keinen Gebrauch machen wollen oder von ihr rieht™ 

&atzm.ässig nicht hinreichend unterstützt werden könne] 

Sein segensreiches Wirken füllt eine LücKe aus, die w ; » 

in den letzten Monaten, in denen das Hilfswerk durch die 

Ablehnung der Umwertung seines Vermögens stillgelegt war, 

Tag für Tag besonders schmerzlich empfunden haben, 

7, Ein weiteres .wesentliches Glied in der sozialen Betreuung 

unserer Bürger„ stellen die Städtischen Heime dar. 

Heben dem Bürger heim in der Schmiedtorstrasse 

und dem G a a b - Rollwagen.-Stiff in 

der Neckarhalde betreut die Stadtverwaltung vor allem das 

Gut leut ha'Usn 

Im vergangenen Jahr hat die Stadtverwaltung mit einem. Auf- 

wand, mit über 350 OOQW in Verbindung mit dem Gutleuihaus 

den Neubau eines Altersheims begonnen. Dieses Altersheim 

soll im kommenden Frühjahr in Betrieb genommen werden. Wir 

freuen uns sehr über dieses architektonisch gelungene Bau- 

werk» das 60 Tübingern und. Tübinger innen einen freund, liehen 

Aufenthalt in ihren alten Tagen gehen soll„ Zum Gedächtnis 

an eine bekannte Wohltäterin der Stadt und besonders des 

Gutleuthauses, die verstorbene Frau Pfarrer Pauline Krone, 

hat der Gemeinderat das neue Altersheim samt dem bisherigen 

Gut leuthaus auf ihren 90,Geburtstag als "Paul ine-Krone- 

He im " be na n n tn a 

,/ 
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8o Zum Bereich de® Sozialamts gehören auch die 5 st$dta 

K in dev gürten» die zaZts 420 Kinder betreuen» 

und einen jährlichen Zuschuss non über 50 000 DM erfordern» 

Um, die anderweitige Unterbringung des Kindergartens auf den. 

ösierberg haben wir uns im vergarg enen Jahr in zahlreichen 

Verhandlungen mit der Besatzungsmacht bemüht» So hake wir 

uns gelegentlich einer befriedigenden Lösung glaubten„ so 

ist doch bis heute in diesen Verhandlungen noch kein Ab- 

schluss erzielt worden» 

Auch die Schaffung einer Kindertagesstätte 

ist bisher normtegenä an der Raumfrage gescheitert» Die 

Stadtverwaltung anerkennt durchaus das Bedürfnis nach einer 

solchen Kindertagesstätte^ in der vor allem Kinder von Be<~ 

rufstätigen den ganzen Tag Uber untergeh rächt und über 

Mittag auch verpflegt werden können» Neben der Raumfrage 

bereitet dabei aber auch die Deckung des Zuschussbedarfs 

beträchtliche Schwierigkeiten» (Dieser wird mit etwa 

20 000 DM jährlich beträchtlich ins Gewicht feilen)» ■ 

9C Gegenstand zahlreicher Erörterungen bildeten im vergangenen 

Jahr die Speiseei n r tcht ungen des Sozial- 

amts o 

D&s Volksküchebetrieb D der vor Ser 

Währungsreform eine .so grosse Bedeutung für die Versorgung 

Minderbemittelter Bevölkerung skr eise hatte0 ist in seiner 

bisherigen Bedeutung zurück ge gangen» Zeitweilig bestand 

sogar die Absicht» die1 Volksküche einzustellen0 Durch Ver- 

einbarung mit dm Tübinger Studentenwerk an der Universität 

J, 
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wird aber jetzt die Volksküche zunächst we it ergeführt0 Sie 

liefert z0Zt0 täglich 850 Essen an Studenten^ 

Neu & t die im Mai 1949 eingeführte Schulspe i ~ 

s u n g „ di« in d-er Volksküche zubereitet wird und 7 000 

Schulkindern zu Gute kommt,, Wir sind dem amerikanischen 

Staat für diese unentgeltliche Lieferung von Lebensmitteln 

zu besonderem Dank verpflichtet0 Die Stadtverwaltung hat 

die Kosten für Herstellung und Verteilung der Speisung 

zu tragenQ Hach anfänglich/forganisatorischen Schwierige 

keiten hat sich die Einsammlung von freiwilligen Beiträgen 

der Eltern eingespielt0 Ich nächte Sie - soweit Ihre Kin- 

der die Tübinger Schulen besuchen - herzlich bitten9 dass 

Sie auch weiterhin der Stadtverwaltung durch Leistung 

eines bescheidenen Beitrags die Durchführung der Schul- 

Speisung ermöglichen„ 

Manchem, mag die Schulspeisung 'bei den heutigen Ernährungen 

Verhältnissen überflüssig erscheinen (und. das Verhalten 

eines Teils der Kinder9 das Essen wegzuschüttenp scheint 

dieser Vermutung Recht zu geben),. Eine grosse Zahl von 

Eltern bekund.en aber immer wiederp dass sie für die Schul™ 

Speisung im INTEresse der Gesundheit ihrer Kinder wirklich 

dankbar sind„ Im wesentlichen sehe ich das richtige Funk- 

tionieren der Schulspeisung als ein Erstehungäprob 1id 

unserer Schuljugend an0 

IO,. Im Jahr 1949 sind nach Tübingene v®rn®hmltch aus Reiseland 

bis zum I5„ Dezember über 130 Gefangene aus Kriegsgefangen™ 

schaft zurückgeh ehrt c 

0/7 O 
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Bass Problem 4er Heimkehr unserer Kriegsgefarg enen ist ein 

deutsches Gesmmtprobl4m0 

Da ich von 1945 - 194S seihst karte Jahre der Kriegsge- 

fangenschaft am eigenen Leih verspürt hahe9 werden Sie 

meine herzliche Anteilnahme am Schicksal dieser Kameraden 

und ihrer Familien ermessen Tsünnen0 Es war deshalb für Mit- 

glieder von Gemeinderat und Stadtverwaltung eine grosse 

Freude9 an 2 Abenden jedesmal über 60 Heimkehr er herzlich zu 

begrüssen» Ich heisse bei dieser Gelegenheit auch alle 

übrigen Heimkehrer des letzten Jahres von Herzen willkommen0 

Die Stadt hat sich mit allen Kräften um den Miedereinbau 

unserer Heimkehrer ins tägliche Leben bemüht und. für die 

Linderung ihrer seelischen und materiellen N&te gesorgte 

(So ist z0Ba erst vor kurzem zum Leiter des Stadtmessungs- 

amis einstimmig der Russlandkeimkehrer Heuig gewählt wor- 

den» Auch andere Stellen sind langjährigen Krie&gsgefangenen 

Übetragen worden») 

Es muss Aufgabe der staatlichen Stellst sein» immer wieder dev 

Appell an das menseh liehe Gefühl und an die. internationale 

Rechtsordnung zu erneuern9 damit die Mahnung an die Verant- 

wortlichen für das Sche-tckaal dieser gequälten. Männer und 

Frauen im Alltag nicht verblasst0 Jeder Heimkehrer macht 

uns erneut bewusst» was der Ruf aus der Heimat für sie be- 

deutet hatf und. wir fiürfen nicht ermüden„ bis der letzte zu 

uns zitrückgekehrt ist» 

Mir erheben deshalb heute erneut unsere Stimme» um endlich 

dieses Unrecht an unseren Kriegsgefangenen zu beseitigen» 



und haben um aufrichtig Über die Aktivität der deutschen 

Bundesregierung zu Ende dds Jahres in dieser Frage gefreut. 

Noch weilen 74 Tübinger in, russischer Gefangenschaft und 

sind 6S6 im Osten vermisst0 

/ 

VI» Kulturleben 

Ein weiteres wichtiges Arbeitsgebiet der Stadtverwaltung 

stellen die kulturelle n A unf gaben dar0 

2,;, In ihrem Mittelpunkt steht .die Pitßege der Verbindung zu 

den Kaiser^WILHEXm-INstituten und besonders zur Univer- 

sität 0 deren gegenwärtiger Rektor auch Mitglied des TU™ 

binger Gemeinäerats ist. Dies kommt auch be-yher Zusammen™ 

orbeit auf vielen Gebieten zum Ausdruck» Das hohe Ansehen* 

das die Universität Tübingen im In- und Ausland geniest<> 

hat dazu geführt» dass im vergangenen Jahr^internationale 

Bund für Kultur- und Sozialarbeit in Tübingen gegründet 

wurdeo 

dass dos Deutsche Studentenwerk den Sitz seiner Gesamt™ 

Leitung nach Tübingen verlegt hate 

dass auch die Rektoren der Deutschen Universitäten und 

Hochschulen im Jahre 1949 eine Zusammenkunft in unseren 

Mauern hatten~ 

In Sommer des vergangenen Jahres wurden in Tübingen 

internationale Ferienkurse durch ge führte die von Auslän- 

dem lebhaft besucht wurden» 

Auch für das Jahr I960 erwarten wir in Tübingen eine Reihe 

nationaler und internationaler Kongresse, Aus ihrer Fülle 

/ i'i r* 
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sei nur der Deutsche Boianiker™Kongress im Juni erwähnt0 

20 Den weitaus gr&essten ffaushaltposten# de® Kulturwesens und ' 

überhaupt unser*ts städto Haushalts stellen aber die Aufwen- 

dungen äer Stadt auf dem Gebiet des Schulwesens 

dar o 

a) Für die Volksschulen sim 261 000 DMP 

für die Höheren Schulen 0 „ 0 „ , 0 0 0 „ 318 000 DM 

für die Gewerbe™ und Handelssehule 0 , e 126 000 DM 

für die Frauenarbeit®schule 0 0 0 0 a „ 0. 43 000 DM 

als Hm ahm® veranschlagt 0 

In diesem Zusammenhang dürften auch die ggewärtigen 

Schüler zahlen und ihr Anwachsen gegenüber dem Vergleichs 

Jahr 19§9 tnieres®ieren0 

In den Volkssehulen 3 374B gegenüber 1939 mehr 37 % 

Höhere#Schulen 1489 gegenüber 7l939 mehr 52 % 

Gewerbe™ unä 
Kaufmänria 
Schulen 1 809 f gegenüber 1939 mehr 148 % 

Frauenar« 
beltsschule 211 gegenüber 1939 mehr 100 % 

7 083 

Der gegenwärtige hohe Zü mlmedbeddff ist für eine Stadt- 

Verwaltung von der Grösse unä der bescheidenen Steuer™ 

kraft Tübingern auf die Da u e r unerträglich* Die 

Stadtverwaltung hat sich deshalb im vergangenen Jahr mit 

mehreren Eingaben an die Ministerien^ an eien Kretsoer- 

hand und an den Gemeinäetag gewandt0 Noch hat sie keine 

befriedigende Verbesserung erzielen können, obwohl 25% 
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d$r Schüler der Höheren Schulen von auswärts 

*ommn0 Der Kreisverband leistet zwar für die kreisan- 

gehörigen Sehüler in diesem Jahr einen erhöhten Beitrag 

von 58 000 DM„ An ihm trägt aber die Stadt Tübingen 

selbst auf Grund ihres fast 50$tgen Anteils an der 

Kreisumlage wieder die Hülfte0 Wir Haffen aber einen 

namhaften Zuschuss vom Land im Zuge des Finanz- und 

Lastenausgletchs 1949 zu erhalten0 ■* * 

b) Im Vpjkä schul wesen ist im Jahr 1949 bei uns eine wesent- 

liche Änderung eingetreten0 Im Dezember 1948 

sind auf Grund des neuen Schulgesetzes Schulwah- 

len durehgeßtri worden0 Nur in 5 von 940 Gemeinden 

des Landes WUrttemberg-HohensoIlern sind älle 3 über- 

hSMl Faßlichen. ßehulfo rme n eingeführt worfle nc nämlich 

die Chris Ü icke Gemeinschaftsschule„ die Evangelische 

Bekenntnisschule und die Katholische Bekenntnisschule, 

Unter diesen 5 Gemeinden ist auch unser Tübingen (sonst 

noch Reutlingenp Ebingen0 Tailfingen und 0alw)o Die 

Stadtverwaltung hat sich dieser Entwicklung gegenüber 

neutral verhalten0 Sie hat lediglich die Forderung auf- 

gestellt^ dass durch die neue dreigliedrige OrganiseU on 

des Volksschulwesens keim Mehrbelastung der Stadt für 

Lehrergehälter und keine weiteren Forderungen an Schul- 

raum eintreten solltene weil der stüflt0ffaushaltplan neue 

Belastungen schlechterdings nicht mehr -ertragen kannp 

Diesen Anforderungen der Stadtverwaltung ist bis jetzt 

bei der Durchführung der Schulreform in Tübingen Rechen- 

mung getragen worden0 
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cj In unmittelbarem Zusammenhang mit der Neuordnung des 

Völksschulwesens sieht die Bildung neuer 0 r t § s c h ul 

räte9 die z0Zt„ im Gange ist0 ■ Entsprechend der Mel/ge- 

staltigkeii des V&lks&ehulwesens müssen nun auch getrennt 

te Ortsschulräte für die wer schiede neu Schulforusn in 

Tübingen selbst und ausserdem Ortsschulräte für die Stadt- 

teile Lustnau und Derendingen gebildet we'rien0 

d) Im Frühjahr 1949 wurde für die Freie Waldorf- 

schule in Tübingen„ die Über 300 Schüler zähltB 

zu deren Schulte trieb und eigenem Schulhausmubau an der 

Wilhelmstrasse durch den Gemeinderat ein Betrag non 

42 000 DM bewilligt0 

e) kaihöliicfie 'Rinder des südlichen Stadtteils hat die 

Katholische Kirchengemeinde tu Herbst an der Eechinger- 

sirasse in Verbindung mit der neuen Kirche von St0Michael 

ebenfalls weiteren Schul raum geschaffena 

f) Die Stadtverwaltung stand dennoch vor der unabweisbaren 

Notwendigkeit * umgehend für Sie Tübinger 
■ 

Volksschul Jugend weiteren Schulraum zu echafßn* Neben dem 

■ Anweachsen der B$dö Ikerung und damit der Schuljugend er- 

gab sich diese Notts endigkeit vor allem aus der Beschlag- 

nahme der Wildermuthschule und der Inanspruchnahme der 

Frauenarbeitsschuleo Dadurch sind in Tübingen bis auf 

weiteres 44 Schulräume und 29 Verwaltungsräume ausge- 

falleno Fast jeder einzelne der verbliebenen Schulrüume 

wird von 2 Flamen im Schichtunterricht in Anspruch ge- 

nommene so dass die Schulkinder ständig auf Schichtunter- 

richt angewiesen sind,, 

o.f o 
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Da nun die Entwicklung der Stadt grossenteils nach Süden in 

Richtung Steinlachtal und Galgenberg geht& hat der Gemeinde-* 

rat beschlössen^ zwischen der Sietnlach und der Primusm 

Truber-Strasse auf stäät0 Gelände ein neues Schul' 

g e b ä u d e vorxusehena Der Bauplatz mit einem Kostenvor- 

anseklag von l93 Millionen DM ist vom Ministerium genehmigt« 

Der Baubeginn ist für das Frühjahr vorgesehenD Dankenswerter 

Weite hat der Landtag von WUrtt0-ffohen%0 noch in seinem. 

Haushaltplan 1949 dis IaRgte einen Staatszmehuss von 

60 000 DM eingesetzt 0 Der I0 Bauabschnitt dieses Schul haus.- 

neubaus sieht für 1950 12 Klassenzimmer vor0 

30 Unser kulturelles Lehen war auch im vergangenen Jahr wieder 

voll der nachhaltigsten Eindrücke„ 

a) Musik un8 Theater 

örtliche Gesangvereine und Tübinger Künstler des Takt- 

stocksp der Instrumente und des Gesangs schenkten uns 

starke musikalische Erlebnisse0 Konzerte fanden im 

Jahr 1949 statte, Die alte Tradition der " Pauper sänge r* 

lebt wieder aufa In- und aus ländische Meister der Musik 

brachten uns Stunden auserlesener Genüsse0 Im Theater 

sahen wir 5 Gastspiele mit englischen und franz&sis chen 

Darstelle rn0 aber auch deutsche Künstlere wie Bassermannf, 

fanden ein begeistertes Tübinger Publikum0 

b) ¥e ra nsta l tunge n« 

Auf dem. Gebiet der sonstigen Veranstaltungen unserer 

Stadt seien neben den Vorträgendes *Dies Academicusn
Q 

der immer stärkeren Zulauf und dankbare Anerkennung unserer 

vJ o 
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Tübinger findet» die verschiedenen Runtausatellungen» 

die Tagung der Caux-Bewegung mit ihrer eindrucksvollen 

Aufführung des "Vergessenen Faktors"9 die zahlreichen 

Lande st agungen von Handel und Gewerbe» die .Schau unserer 

städio Gewerbeschule» die interessanten politischen Ver- 

sammlungen anlässlich der Bundestagswahl u„aoM» genannt0 

Bfe-r Besuch des französischen Armee generals Koenig„ von 

Aussenminister Schuman und dem Hohen Kommissar Francois- 

Poncet sowie deutscher Staatsmänner» wafnfür Tübingen eben 
■ 

falls international zu weriend.es Ereignisse» 

c) S p o'r 'i f 

Auf sportlichem Gebiet soll das eindrucksvolle l0 Motor- 

radrennen der 50 000f die zweimalige Aut onob flaueste Hung 

auf H&hen~Tübingen und das deutsch-französische Reit- 

turnier» die internationale Hundeausstellung» das Berufs- 

radrennen» die Ruderregatta» das Seifenkistenrennen der 

Jugend» zahlreiche Fuseballspiele unseres erfolgreichen 

TSV, Schwimm- und sonstige sportliche Wettkämpfe erwähnt 

werden0 Wir hoffen» dass mit der Neuorganisation des 

sportlichen Lebens auch das Turnen wieder seine 

traditionelle Rolle in der Jugenderziehung und Körper- 

ertüchtigung in Tübingen übernimm „ 

d) Rundfunk» 

Auch sei noch kurz des Tübinger Studios gedacht» dm nach 

den Plänen des Südwest funks im Februar 1950 in Tübingen 

errichtet werden soll* Möge es unserm Rundfunkempfang 

künftig eine Bereicherung und. Programmverbesserung 

bringen, 
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40 Ein Wort noch zum Städte theater e dessen 

Träger bekanntlich ein aus den Städten Tübingen und Reut- 

lingen bestehender Zweckt*erband ist« Die Stadtverwaltung 

hat auch im vergangenen Jahr alles getan^ um die Fortfüh- 

rung des seit Jahren mit seiner grossen,erfolgreichen Tä- 

tigkeit weit über die Grenzen unserer Stadt hinaus be- 

kannten.Städtetheaters zu ermöglichenDie Gemeinde rät e von 

Tübingen und Reutlingen haben in ihren Haushaltplänen von 

1949 je 35 000 DM als Zuschüsse für das Städtetheater be- 

willigt und das Land. Fürtf0-Hohsnzv hat 100 QOO DM dazu 

gegeben,, Das Städtetheater ist nun aber dadurch in eine 

schwierige Lage geraienp dass ein vorgesehener beträcht- 

licher Zuschuss des SUdwestfunke und ein Beitrag der be- 

spielten Städte in Frage gestellt ist* Auch bleiben die 

eigenen Spieleinnahmen finfolge des schwachen Besuchs 

mehrerer Veranstaltungen hinter dem Voranschlag zurück« 

Ich richte auch aus diesem Anlass an Sie alle den herz- 

lichen Appelle unser Städtetheater häufiger und zahl- 

reicher zu besuchen als bisher9 um dieses für Tübingen 

geschaffene hochwertige Kunstinstitut nicht in seiner. 

Existenz zu bedrohen« Auch will ich nicht versäumen,, aus 

diesem Anlass allen Angehörigen des Theaters mit dem 

Intendanten Paul Rose ander Spitze für die auf 

hohem künstlerischen Niveau stehenden 119 Aufführungen 

des letzten Jahres herzlich zu danken« 

5o Ein Wort noch zu unserer seit 194? in den Be&iz der Stadt 

Uber gegangenen Stadtbücherei,« Untergebracht in der Neckar- 

a " -o 
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hahf« 30p umfasst sie z0Z't* S 500 Bände, SU hat über 

1 000 eingetragene Leser, an die zweimal wöchentlich gegen 

geringe Gebühr Bücher ausgeliehen werden. Im Jahr 1949 be-' 

trug dkr Ausleihe 35er 12 000 Bücher. Wir arbeiten ständig 

an der literarischen Qualitätsverbesserung und gehen 

künftig laufend im Amtsblatt die Neuanschaffungen he-' 

könnto 

6, Auf dem Gebiet der stadtgeschichtlichen Forschung,, tnsbe- 

sondere dem Arch i 0 w e s e n konnten wir dank der 

wissenschaftlichen Arbeiten von Dra Rau, unsirem leider 

aus geschiedenen stößt, Archivar, und von verdienstvollen 

Bürgern neue Erkenninissegewinnen« Diese Ergebnisse, die 

in den wieder erscheinenden "Tühtger Blättern" 1veröffent- 

licht werden, verpflichten uns erneut, bald für eine 

bessere Unterbringung unserer wertvollen unzerstörten 

Kumtschätze und Urkunden Sorge zu tragen. 

?z, Von der Volkshochschule , - im März 1947 

gegründet - die von der Stadt mit namhaften Beiträgen 

unterstützt wird, ist zu berichtenJ; dass sie wiederum 

ein erfolgreiches Arbeitsjahr hinter sich hat„ Die Teil- 

nehmer zahl schwankt pro Trimester zwisden 600 - l 000 

Besuhern. Bis zu 46 Kursen wurden ah gehalten0 Im Durch- 

schnitt waren 35 Lehrkräfte an den Vorlesungen beteiligt. 

Durch systematische Ausweitung der berufsfördernden Kurse 

soll den Wünschen der Einwohnerschaft entsprochen und der 

Hör er kreis erweitert werden. 

/ 
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SD Der Fremdenverkehr unserer Stadt wurde für 

das laufende Haushaltsjahr dem Tübinger Reisebüro R e 6. e r 

übertragen« Dadurch konnte eine seit langem auf diesem. Gebiet 

unterbliebene Werbung für die Sekönheit unserer Gtad i und 

die Reize ihrer Umgebung in wirkungsvoller Weise durchge- 

führt werden,. Für das Jahr 1950 ist eine Verstärkung der 

Werbung durch Faltblätterp Herausgabe eines FmdenßUhrers 

sowie durch einen am Bahnhof im Bau befindlichen Leucht™ 

Stadtplan mit Werhetafeln vorgesehen.. 

Städtische Betriebe und Anstalten, 

Aus dem Bereich der städtischen Betriebe und Anstalten will 

iah nur die wichtigsten herausgreifen, 

lo BäderSesen0 

a) Im Bereich des Bäderwesens sind einmal die Erneuerung uni 

die Umbauarheiten im Uhland bad her @t?r zuheb en0 

für die im Jahre 1949 über 65 000 DM ausgegeben sind.. 

Infolge der Stillegung des Tübinger Gaswerks wurde es 

notwendig p eine eigene Heizanlage für unser Uhlanäh ad zu 

schaffen. Ferner wurdet ine neue Wasserreinigungsanlage 

eingebaut. Weitere beträchtliche InsfanäsetsungsoTheitenc 
V 

vor allem an den Kabinen und im Dampfbad k&nnen erst im 

Lauf der Zeit vorgenommen werden. Die Frequenz seit 

1o März bis Jahresende betrug 8? 000 Besucher, 

b) Der Gerne indem t hat siehhn abgelauf enen Jahr auch wieder 

mit dem Projekt eines F r e i b a d e s befasst. Die 

bisherigen Planungen und Berechnungen haben ergeben0 dass 

o y o 
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ein solches Freibad, rum 400 000 DM kosten würde« Dieser 

Aufwand kann weder durah Darlehensaufnahme der Stadt noch 

durch Beiträge von dritter Seite .gesichert werden« Weder 

von der Universität noch dem Sport-Toto war eine Unter- 

Stützung zu erreichen« Der Gemeinderat musste deshalb von 

dem Gedanken» den Bau s o fo r i anzufangen* Absiam? 

nehmen« 

Auf dem Gebiet der Feuerwehr wurde im Jahr 

1949 die Bildung eines Kreisfeuerlösahverbandes gemäss 

gesetzlicher Anordnung besdi lassen« Die Überleitung der 

freiwilligen Feuerwehr Tübingen auf diesen Kreisfeuer lösch- 

verband, läuft0 (Der Zweck dieser organisatorischen Maß- 

nahme liegt darin9 dass der Feuerschutz in den kleineren 
Kreis- 
Gemeinden durch die jffltoristerten Feuerwehren der Städte 

Tübingen und Rottenhurg verbessert wird«) Mit Dank und 

Anerkennung erwähne ich das erfolgreiche Eingreifen un- 

serer Feuerwehr bei den Bränden im Guishof KressbQch() 

der Marquardt«ih»der Thiepvalkcserne und der Frottier- 

weberei Lm tmuo Insgesamt wurde unsere Feuerwehr über 

45 mal alarmierta 

Fuhrpark und Reinigungsbetriebe„ 

Ein grosser Zuschussbedarf ergab sieh bisher bei den 

atädtc R e i n i g u n g $ betrieben« E§ war 

da he ^notwendig» verschiedene Gebühren des Tiefbauamts 

zu erhöhen„ um den Gebühre nertrag etntgermassen den 

gesteigerten Löhnen und den erhöhten Kosten des Kraft- 

fahrzeugbetriebs anzupassenä Trotzdem gleichen sich die- 

se Gebührenhaushalte auch jetzt noch nicht vollkommen aus« 
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Um das sonntägliche Strassenbild zu verbessern» haben wir 

neuerdings in den Eauptstrassen der Stadt die Reinigung am 

Sonntag früh wieder aufgenommene 

,4c F T i e ä h o f a e s e_ h , 

Aus dem Bereich des Friedhof wese ns ist hervor- 

zuheben äU Fertigstellung des mitten im Hochwald liegenden 

Bergfried Hofs emit seiner Kapelle Q Es ist hier 

ein würdiges Gegenstück zur Wumltnger Kapelle mit ihrem 

Friedhof geschaffen wordene Der Ausblick uorfdort oben ist 

gleichzeitig auch ein neuer AnzMmngspunki für manchen stillen 

Wanderer 0 Das Ehrenfel'd »in dem über 400 in Tübingen 

und Umgebung verstorbene Soldaten ruhen0 ist jetzt eine wür*° 

dige Ruhestätte der Toten des letzten Kriegs* 

Mit der Belegung des zivilen Teils des Bergfriedhöfs wird in 

diesem Frühjahr he$onnen0 Die Trasse der Auffahrig strasse zum 

Bergfriedhof0 die beider Eberhardstrasee beginnt9 ist fest ge- 

legta Ihre Erstellung wird aber voraussichtlich noch einige 

Zdt erfordern* (Solange wird man sich leider noch mit der Aufm 

fahrt vom Waldhörnle aus und. mit dem, Fuss weg von der Hechln™ 

gerstrasse her begnügen müssen* Das fiefbauamt hoi Weisung 

erhalten0 diesen Fussweg zu verbessern*) 

5, Beim Stadt0Fle1s chbesdi auaat wurde im Jahr 1949 bei insge- 

samt 8 746 Schlachtungen die Schlachtvieh™ und Fleischbeschau 

vor genommen* Davon waren 8 504 Schla chiungen für die Zivil- 

bevölkerung und 242 für äU franz* Besatzungsmacht0 Diese 

hat ihre Schlichtungen im Tübinger Schlachthaus mit dem 3l030 

1949 eingestellt„ Die Schlachtungen für den zfotlen Sektor 
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haben gegenüber 1948 um 90% zugenommenQ 

Siadtwerke 

Io Allgemeines 

Eine Sonderstellung in unserem städtischen Bereich nehmen 

die Stadtwerke ein« Sie sind ein Etgeribetrieb0 

der von der Werksleitung mit einer gewissen Selbe fUntfigketi 

nach kaufmännischen Grundsätzen geführt wirda Getrennt vom 

städtischen Haushalt wird hierfür ein sogenannter Wirt” 

schaftsplan aufgestellt0 In den wesentlichen Fragen ent™ 

scheidet aber auch bei den Stadtwerken der Gerneinderata 

Die Bedeutung der Stadtwerke geht daraus hervor, dass® sie 

im Kalenderjahr insgesamt 3a 8 Millimen DM umgeseiMi habena 

Steuerlich sind sie wie jeder andere Betrieb gleicher™ 

Massen belastet* An Soforthilfe müssen sie allein 

101 612 DM„ bezahlen* 

20 Elektrizitätsversorgung* 

a) In der Elektrizitätsversorgung 

hat der überaus trockene Sommer und Herbst dazu geführi„ 

dass die Elsktrizttätsosrzeugung im Ne&karwerk und im 

Kraftwerk an der Rappenbergholde ausserordentlich stark 

zurückgegangen ist und dass die Stromversorgung des, 

Stadtgebiets zum weitaus grössten Teil auf Fremdström™ 

bezug von dem Überlandwerk "Energieversorgung Schwaben" 

(EVS) abgeste11t werden musste* Insgesamt wurden im Jahr 

1949 etwa 16 Millionen Wh umgesetztB 

t 
->*■ * 
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b) Die Stadtwerks haben sich eine auf längere Sieht bereeh- 

nets Umgestaltung und Verstärkung Ser Elektrizität«» 

g\mg vorgenannten.. 

Vor allem, soll allmählich dU Gleichetromversorgung durch 

eine Drehstromversorgung ersetzt werden, Dabei muss ßa® 

E-fflerk in der Nonmngassq&usgefoaut und. durch neue letsiungs 

fähige Kabel mit den Erzeugungs- und Umspannwerken verbun- 

den werden., Mtt diesem Vorhaben Ui im vergangenen Jahr 

durch den Bau eines 15 OOO-Volt-Kabels begonnen worden, 

c) Ein weiteres Anliegen der Stadtverwaltung und Staäiwsrhe 

ist die Instandsetzung und Verbesserung der Stras- 

se n h e 1 sucht ung* Wir müssen um allerdings 

' darüber im Klaren sein, dass diese Arbeiten einen in die 

Zehntausende von DM gehenden einma1igen und ausserdem 

einen beträchtlichen laufenden Aufwand verursachen. Es 

wird sich deshalb nicht vermeiden lassen, dass wir auf 

diesem Gebiet unsere an sich berechtigten Wünsche be- 

schränken und diese Arbeiten auf Jahre verteilen 

Auf dem Gebiet der Gasversorgung wurde bekannt- 

lich zu Beginn des Jahres 1949 die eigene .Gaserzeugung end- 

gültig eingestellt, Seit 150 Dezember 1948 erhält Tübingen 

sein Gas0n Reutlingen0 Der Gaslieferungsvertrag zwischen 

Reutlingen und Tübingen steht vor dem Abschluss, Geliefert 

wurden im Jahre 1949 annähernd 5 Millionen cbm. 

Auf Grund der Gaslieferung von Reutlingen ist den Hausfrauen 

und den Betrieben in Tübingen im vergangenen Jahr Gas in ge- 

nügender Mengehnß in guter Qualität zur Verfügung gestanden. 
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!enn trotzdem die Duuckmrhältnisse feilweiße nicht befrie- 

digt habenp so lag daß an den örtlichen Verhältnis sen0Um in 

verschiedenen StadlgebUten eine Verbesserung des Gasdrucks 

zu erreichen» haben die Stadtwerke und das Tiefbauamt eine 

Mitteläruckr ingle itung um den Österberg herum und. am Gut leut- 

haus vorbei entlang der Wilhelmstrasse verlegt» womit nunmehr 

der Ringkit dem Gasrohrnetz der Innenstadt geschlossen ist» 

Insgesamt wurden 1949 Uber 3 400 m Gashauptleitungen verlegte 

Wasserversorgung* 

Als Hauptbauvorhaben auf dem Gebiet der Wassern er- 

a o r g u n g ist die Herstellung einer 2 900 m langen Lei- 

tung von dem Pumpserk (*GROSSHQLZ'T (an der Blaulach) bis zu dem 

Pumpwerk "Au" im Bau„ Sie läuft als Kotstanäsarfe it0 Mit ihrer 

Fertigstellung wird es möglich seinp die volle Ergiebigkeit der 

Brunnen beim Grossholz erst vollkommen für die Wasserversor- 

gung von Tübingen nutzbar zu machen* Im Jahre 1949 wurden 

2 400 m Wasserhauptrohre verlegt» 25 Rohrbrücke an Haupt- 

leitungen mussten repariert werden* 

Zu Hunftsoufgaben0 

Die Stadtwerke stehen in allen Teilen ihres Betriebs für die 

Zukunft vor grossen Aufgaben» die ihre finanziellen und techn, 

Kräfte stark in Anspruch nehmen und die darüber hinaus die 

Aufnahme beträchtlicher Darlehen erfordern werden* 

Der Verbrauch an Elektrizität» Gas und. Wasser ist in stän- 

digem 3teigen begriffen und nötigt daher zu einem, fortwähren- 

den Ausbau der Erzeugungs- und Vertei lungseinrichtungen» Im 

Hinblick auf den fortgeschrittenen Zeitpunkt erspare ich mir 

Angaben über Vergleichs zahlen der früheren Jahre- -und Jahr 



zehnte* Eines muss aber gesagt werden;: Die Stadt Tübingen hat 

in den vergangenen Jahren auf dem Gebiet der Gas erzeu- 

gnng erfahre np wiche nachtet ligen Folgen des hat» wenn teekn, 

Anlagen nicht entsprechend den modernen Erfordernissen immer 

fort entwickelt werden» und muss aus dieser Erkenntnis ■ 

für die Zukunft die notwendigen Folgerungen ziehen.-, 

Ich komme jetzt zu unserer städtischen Finanzlage 0 

10 Die Währungsreform hat unter die Nachkriegsfinsnzwirtschaft 

der Gemeinden den Schluss-Strich gesetzt* Alle Eingeweihten 

'sich aber darüber im klaren» dass die eigentlichen 

Schwierigkeiten erst nach der Währungsreform kommen würden 

und dass erst die Überwindung dieser Schwierigkeiten zu 

einer wirklichen Gesundung führen würde e Die Aufgabe besieht 

darin* mit erheblich gesenkten Einnahmen die notwendigen 

Ausgaben der Stadt zu finanzieren und ständig einen Aus- 

gleich des siädtc Haushalts sicherzusteilen« 

Ich muss in diesem Zummenhang nochmals daran erinnern» 

dass die Stadt Tübingen durch die Währungsreform, ihre ge- 

samten Ersparnisse und RÜCKlagen im Betrag von rund 

5P6 Millionen Reichsmark- verloren hata 

2, Fast jeden Tag treten an die Stadtverwaltung neue Anregungen 

und Wünsche heran» Jfcie misted dieser Vorschläge sind each- 

1 ich mehr oder weniger be gründet. Fast jeder kostet aber 

Geld* Geht nun der Gemeinderat auf solche Anregungen ein» so 

bedeutet dies im Endeffekt eine Mehrbelastung der Bürger 

mit Steuern oder Gebühren und dagegen wehren sich nun wieder 
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die Bürger„ bilden einen nBund der Steuerzahler " und 

verlangen eine stärkere Kontrolle der Fina ns ge bahr ung ■&n~ 

sever Stadt«, 

Die Verwaltung ißt bemüht,, in dieser Zwangslage einen klaren 

unbeirrbaren Weg zu gehen0unä sparsam zu wirtschaften* 

Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang dem. si$dt0 

Rechnungcpvüfungsamtlzu0 das ohne Zvrfe chenschaltung einer 

Verwaltungsstelle unmittelbar dem Oberbürgermeister unter- 

steht o Vom Rechnungsprüfung®amt wird nicht nur die laufende 

Kassenprüfung und. Überwachung9 sondern auch die Prüfung auf 

Wirtschaftlichkeit und Zweckmässigkeit der Verwaltung mass™ 

nahmen durchgeführt0 Durch die gemeinsame Bemühung von 

Rechnungsprüfung®amt und Stadtpflege sind im vergangenen fahr 

wesentliche vor allem organisatorische Fortschritte Hinsicht-? 

lieh einer zur Sparsamkeit zwingenden Ordnung des 

Rechnungs- und Kassenwesens erzielt worden,, Auf diesem (re™ 

btet betätigen sich auch mit Erfolg der jede Woche tagende 

Rechnung saus-sc h u s s des Gerne inde ra ts ?. D'k ~ 

sem Ausschuss wird jede einzelne Rechnung vor der Aus** 

Zahlung zur Prüfung vorgelegt 0 möchte deshalb die sen 

Stellen gegenüber mit meinem Dank für ihre Verantwortung?™ 

volle Aufgabe nicht sparen? 

2q Bei den schwankenden Verhältnissen der vergangenen RM-Jahre 

hatte der Hauchs 1 t p- § s n viel an Bedeutung ver- 

lören,. Hierin musste ein grundsätzlicher Wandel etnirsien0 

Sie werden sich erinnern9 dass im abgelaufenen Jahr 1949 

in kurzer Zeit hint er eilender 2 Haushaltspläne bersten und 

verabschiedet werden mussten* Der DM-Haushali 1943 wurde 0/o 
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as Po iütoi 1949e d0ho erst weh Ablauf fies Rechnungsjahrs 

1948 endgültig verabschiedete. In diesem Zeitpunkt hatte er 

aber mehr die Bedeutung eines Rechnungsabschlusses als 

eines Haushaltsvoranschlags0 Ich legte deshalb besonderen 

Eertjlarauf, dass sofort im Anschluss daran der Haushalt™ 

plan 1949 auf gestellt wurdes der dann wenigstens cm 

39* Juli 19491 also noch vor Ablauf des l0 Drittels unseres 

jetzt laufenden Rechnungsjahrs 1949 verabschiedet wurde.., 

Beit Anfang November 1949 sind, nun die siädim chen imter 

damit befasstt in diesem Jahr den 30 Haushaltplan für das 

kommende Haushaltsjahr 1950P d»h9 für die Zeit vom la4o1950 

bis 31* März 1951 vorzuheretten0 Ein Haushaltplan erfüllt 

seine Aufgabe nur dann* wenn er vor Begin des Rechnungsjahres 

feriigesielM wird und damit den festen Rahmen für die 

Arbeit einer Stadtverwaltung während eines ganze n 

Jahres ahg&ibt* Renn die Stadtverwaltung nun binnen Jahres™ 

frist hintereinander 3 umfassende Haushaltpläne aufstellt 

und damit gegenüher dem bisherigen Verfahren ein volles Jahr 

aufholtp so kann sich jeder Bürger üorsfellens welche aus™ 

serordentliche Belastung dies für Verwaltungund Gemeinderat 

der Stadt darstellt, 

Uerfi aufende Haus haItplan 1949 hat sich nur mit einer ge™ 

wissen Erhöhung der Gewerbesteuer von auf 300% ausgleichen 

lassen* Dafür konntedie unbeliebte Einwohners tue r auf 3/4 

des Hebesatzes gesenkt werden.* 

Wir haben an dieser Einwohner st euer selbst keine Freude! 

Sie wirkt vielfach hart und verursacht deshalb euch eine 



Unmenge von Beschwerden und Erlaße suchen» Es bleibt uns aber 

nichts anderes übrig, als vorläufig diese Einwohnerst euer 

noch zu erheben, weil äU Stadt Tübingen bei ihrem geringen 

Gewerbes hierauf "kommen auf die Erträgnisse aus der Eihw4hmrf_ 

steuerjjangewiesen ist.-, Ich richte daher an die Tübinger Bürge** 

rinnen und Bürger die Bitte, ihren steuerlichen Verpflicht 

tungen hinsichtlich der Einwohner Steuer wie bei den Übrigen 

Steuern nachzukommena Je säumiger die einzelnen 8teuerpflieh** 

tigen sind0 umso h&her ist der Verwaltung saufwand für Mah- 

nungs- und Beitreibungsverfahren» 

Um Ihnen ein Bild o&n dem zusützliehen Verwaltung saufwand 

der Stadtkasse bei derStduerbei ireibung zu geben„ will ich 

Ihnen nur folgende Zahlen nennen„ 

Wir hatten im Jahre 1949 3 677 Zahlungser innerungen9 

10 289 färmliche Mahnungen und 

796 Anordnungen zur Zwangmoll- 
Streckung o 

Von der veranlagenden St euer st eile selbst wurden im Jahre 

1949 

1 500 Gewsrbestsuer-Vorausgahlungsbesohetd* 1949 

je 4 300 Grundsteuer-Veranlagungen für die Jahre 1948 
und 1949 

sus o 16 440 Einwohner Steuerveranlagungen'für 1948 und 1949 

17 231 Lohnsteuer karten 1949 

15 552 Lohnsteuerkarten 1950 

3 100 Sausgebühren~Beshe ide 1948 

3 300 Brrnnd™ und 8 tur ms chüden-Umlageribescheide 1949 

und vieles andere mehr amgegeben» 



4,. Wir sind um well bewusst» das® durch dm verspätete Zustan™ 
t 

dekommen des ffauahaltplan* 1948 für unser# Tübinger Bürger™ 
* 

schafi im abgelaufenen Kalenderjahr eine aüisef^dwöMlidfii 

Fü 1 je m‘ri 'Zahtungsvefpfij.^APÄri&en msammengefallen Uatp 

einerseits solches) die sich wirtschaftlich und rechtlich 

auf das alte Rechnungsjahr 1949 bezogeneund andererseits 

solche» die zum laufenden Rechnungsjahr 1949 gehören.. Wir 

müssen aber über diesen Zustand s© rasch wie möglich 

kinweg'kmmenc Gerade deshalb legeiipir avjch so grossen Wert 

daraufo den Haushaltplan 1950 schon vor Beginn des neuen 

Rechnungsjahrs 1950 zur Verabschiedung durch Sen Gerne Inderai 

zu bringen0 

<5, Im Bahnen der kommunalen Ftnanzwirtsshaft haben wir auch im 

vergangenen Kalenderjahr besonderen Wert auf die P f leg e 

der Vermögens wer t e unserer Hiadf gelegt» dofe, 

unserer unbebauten Grundstücke» der Qhetfel&er0 der stäät0 

Waldungen sowie der Verwaltung®™ und Wohngebäude der Stadt? 

Aus diesem Geschäftsbereich hebe ich nur felgendes hervor" 

a) Die Waldungen der Stadtp die rund 930 ha um- 

fassen» weisen im allgemeinen einen guten und gesunden 

Baumbestand, auf0 Davon hat sich der Gemeinderat hei 

einem Waldumgang im vorigen Herbst an Ort und Stelle 

selber überzeugt :i Im Jahre 1949 betrug der Gesamiein™ 

schlag 4 630 Fm,. Künftig sollen es nur noch 3 250 Fm 

sein,, 

b) Bei den städtischen V e r w a l t u n g & - und Wohn 

gebäuäen hat sich0 wie auch beim privaten Housbe™ 

I 

Of Q 
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* aueeerordentl ich großer InetarteeUungebeaarf an- 

aMU in Rechnungsjahr 1949 siM metanäeeUungs^en 

att eine« Gceantauflzani von 220 000 DM öurckgefükrt »orten 

Seaareugt *** -*• aereahUaeninemtieahen^- 

Untere Tinanelage lüst e. aber .ein buten MU.n 

nicht tu, «*** *ir oUt *U ™t**ndiVen ^etaniecunge 

arbeiten nun in ein bie i«i **••» nachÄol<n" 

C) Daui tet *» berOckeichtigen, Mate He Staat ment mir 

' ;ue ihren Malaungen, eonaern auch au* unbebauten una be- 

bauten GrueabeetU zur SaftmIJlfiMSSS Ungezogen 

mtrcl. Sie beträgt für uns 42 000 DM, 

Unä nun als Utzteel Per«onal-_und=^g°^™J2lT=tlJLa=== 

X 

ibfanfl der Stadtverwaltung etwa mit frühe 
Werm iDir den PersonaIhtand der «wo» 

r#„ Zahlen in Vergleich stsllsn, so müssen wir unte rsc ^ ’ 

«*-»» —***" ^ —;rr; n äi!*>« **- 

d.n fetr* <Ti« au, d«n J» , s a n ä ° r e n g 

hält nie een der Krieg -und Mac , _ , 

zeit erwahsen unä mH äen sage nannten Kr 

# „ n h ß n he fasst Binde 
+ n 1 a@ auf 9GDen J 

" *, leutgenannten intern g**ren in Tübingen 

. Erfahrung®amt 

* ."CSS»».? 

ßQ9 Requisitionstint unä 

das Soforthilfsamt• 
./ 



2„ Unmittelbar nach der Währungsreform ist bei Ser Stadt Ttlbingex 

noch war meinem Amtsantritt eine gemiinderäflicie Kömmise ted 

eingeeett worden^ welche die Verwaltung eingehend Surehge- 

prüft und einen beträchtlichen Persern labhau ang&ordnet 

hat« Diese Massnahmen sind auch in dem verflossenen Kalender- 

jahr von mir fortges^i wordene 

Amserdem wurde veranlaßsiv dass ein StSllenpIan für jeden 

Beamten unä Angestellten der Stadtverwaltung auf gestellt unä 

vom Gemeinderat nach mehreren eingehenden Sitzungen gebilligt 

wurde« 

So Bei der Währungsreform betrug die Zahl der B e s c h ä fa 

i i g t e n in$@r Stadtverwaltung imgesaut 7X9» am Ic.Janmr 

1949 waren es 657p ijm Augenblick sind es 6070 Im Jahre 1949 

ist demnach die Zahl der Beschäftigten bei der Stadt um 5Q 

und seit der Währungsreform insgesamt um über 100 Beschäftig* 

te zurückge gangen* 

Wenn eine Personaleinsparung von Ute rlÖO Personen üherfmpt 

möglich war» so ist dies im wesentlichen dicht darauf zu- 

rück zu führen» dass vor der Währungsreform überflüssiges 

Personal vorhanden gewesen wäre« Vielmehr ist dieser Wegfall 

an Personal hauptsächlich durch den Wegfall an Aufgaben be- 

dingt 0 

Diese weggefallenen Aufgaben sind folgendes 

a) Die Aufgaben des Wirtschaftsamtes sind so gut wie völlig 

beendet« Personalbestand heutet 0o 

b) Die Aufgaben des Ernährungsamts sind wesentlich reduiiert 

und werden voraussichtlich in nähehster Zeit noch weit 

Kn 
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beschränkt werden. Dem. %u Begin des Jahres insge- 

samt 27 Angestellte und 18 Arbeiter betragenden Personale 

somit es sich nicht um Schwerbeschädigte handelte, wurde 

gekündigte Votmüftg bleiben nur noch 8 Angestellte tätig, 

DU Bewirtschaftung des gMmMfMM Unfalls vor 

der Aufhebungp nachdem im vergangenen Jahr noch über 

5 000 Raummeter Brennholz und über 60 000 Zentner Kohle 

an die Tübinger Bevölkerung zugeteilt wurde#" 

DU eigene Brennholzversorgung durch die Stadt, eine 

früher hochgeschätzt® Einrichtung0 wird nach einem kürz- 

lieh gefassten Beschluss des Gemeinderats aufgegeben und 

die Brennholzvorräte werden beschleunigt abgesiossen, 

d) Durch die Stillegung der Gaserzeugung sind auch im MSZ. 

werk Arbeitskräfte freigestellt worden, Sie wurden zu e 

einem erheblichen Teil von anderen Abteilungen der Stadt™ 

werke und vom TIEFbauamt übernommen„ Dafür mussten aber 

andere Kräfte der Stadtverwaltung, insbesondere des 

genannten Hilfsdienstes beim Tie fbauamt, ab gebaut weden, 

4, Die Stadtverwaltung wird auch in Zukunft mit Nachdruck einen 

entsprechenden Personalabbau betreiben. Dennoch muss zu 

dieser Frage des Personalabbaus folgendes grurnisätzlmh ge- 

sagt weräens 

jeeer Personalabbau ist ausserordentlich schaurig„ sei 1 es 

Sion bei äen noch freiweräenäen Kräften sum grossen Teil 

*, Schwerbesehäätgts oäer um Kräfte handelt» zu äeren Künäi- 

gung äas Arbeitsamt seine Zustimmung geben muss» aber nicht 

„ibt. Die Vemaltunp hat Häher in jedem äieser Fälle eine 
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tSsVng zu /tnd«n„ u« »ich« t«ut« anderwetttg inneflialbjer 

Verwaltung unUrxubringen uni dafür eine, andere etnsatz- 

fähige Kraft absuhamn.. 

Insgesamt befinden steh bei Sen Beschäftig™ äer Stadt 

76 KörperbescMütgte„ d,h, also 12,5 #„ Auch wäre es unge 

recht, sich nicht Ser jahrelangen mühevollen undankbaren 

Arbeit der Männer und Frauen z,B, Ses Ernährung»- und Wirt- 

schaftsamts und der Brennholzstelle zu erinnern„ die diese 

in den Jahren des Krieges und nach dem Zusammenbruch ge- 

leistet haben. Wir nahmen in Februar 1949 mit Befriedigung 

davon Kenntnis. dass nach dem Prüfungsbericht des Landwirt- 

schaft minister turns unser städt^E^nährungamt organisatorisch 

seit Jahren als eines der bestgeführten ErnährungsämUr unse- 

res Landes bezeichnet wurde* Deshalb ist esjüne moralische 

und soziale Verpflichtung„ in Anerkennung dieser Verdienste 

für jeden einzelnen so gut als möglich auch in Zukunft auf 

anderen Posten in der Stadtverwaltung zu sorgen„ 

5, Die Stadtverwaltung ist in ihrem Verwaltung»- und techn, 

Personal in den ernteten Zweigen auf eines'im Verhältnis zu 

den gestellten Aufgaben so beschränkten Persone istand ge- 

kommen, dass trotz besonderer Anstrengung He anfallende 

Arbeit kaum mehr fristgerecht bewältigt werden kenn. Babe* \ 

6 Oer Personalabbau der Stadtverwaltung spiegelt sich leider 

nicht in einem gleich grossen Ab^derJ^rsonalausgaben 

wieder., Das kommt vor allem daher, weil in den letzten 1 1/2 

Jahren wie ln der freien Wirtschaft auch bei der Stadt die 

LtShne und Gehälter erhöht worden sind„ ° 
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Die Artet..terlöhn* sind durch Tarifverträge um 

etwa 7; % erhöht worden* Bei den Angestell i * n md 

Beamten ist die 6%ige Gehalt Mr sung, die bisher von 

der Br üningl> sehen Notverordnung non 1932 übrigg eh liehen war, 

nunmehr auch weggefallen* 

Trots dieser Lohn- und Gehaltserhöhungen müssen wir um 

darüber im klaren sein, dass auchder ReaUohnJer Angehörigen 

der Stadtverwaltung durch die PreissrMhuhger^ die seit der 

Währungsreform eingetreten sind# und ihre steuerliche Be- 

lastung wesentlich her ab gedrückt ist* 

C0 S c h l u s s 

Meine lieben Mitbürgerinnen und MttMlrger! 

Ich habe Ihnen nunmehr einen umfassenden, keinesfalls aber 

erschöpfenden Bericht über die Tätigkeit von Gemeinderat und 

Stadtverwaltung der Universitätsstadt Tübingen im Jahr 1949 

gegeben* Über die speziellen Verhältnisse inJBustnau und 

Derendingen werde ich in besonderen Bürger®erSammlungen in 

diesen Stadtteilen in den nächsten Tagen sprechen* Viele 

Probleme konnten nicht erörtert wesäen* Manche Fragen werden 

Sie deshalb heute noch zu stellen haben„ Im übrigen darf 

ich Sie hiUenc/Ihre Anregungen um Ihre kritischen Kusse- 

mgen rückhaltlos der Stadtverwaltung zu übermitteln* Das 

ist recht so* Wir sind für jede Anregung und jede sachliche 

Kritik dankbar0 Darin äussert sich in besonderem Masse die 



Mitwirkung des Bürgers im demokratischen Staat an der ge- 

meindlichen Selbstverwaltung» Eine Stadt tat ja bekanntlich 

die kleinste Zelte im Staat0 In ihr zeigt lieh die Vielfalt 

der Prahlern® in kleinen, die wir aus der Tagespreise als die 

sogenannte grotae Politik kennen lernen» In unseren Mauern 

müssen die Probleme der Konfessionen, der Ausgewiesenen, der 

Opfer dimes Krieges und das Schicksal der politisch Verfolg** 

ten auf kommunaler Grundlage gelöst werden» Dasselbe gilt für 

die Finanz- und WIRTSCHAf is prob lerne0 Dies ist nicht immer 

leicht und die verantwortungsvollen Beratungen unseres Ge- 

meinderats und seiner Äbte Hungen sind dafür ein treffenles 

Spiegelbilda Ich habe selbst nach meinen Unterlagen 172 

Sitzungen als Vorsitzender geleitet0 dM* jeden 2» Tag eine 

'Sitzung, in der alle Beteiligten bestrebt waren0 die zur 

Erörterung stehenden Fragen befriedigend zu lösen» 

Sie haben den Mitgliedern des Gerneindera^ und mir persön- 

lich durch die Wahl Ende des Jahres 1948 Ihr Vertfjuen aus- 

gesprochene Beute treten nun Gemeinderat, Stadtverwaltung 

um ich selbst vor Sie mit dm Rechenschaftsbericht für das 

Jahr 1949 in der Oberze ugung, dass wir das in unbesetzte 
r 

Vertrauen im vergangenen Jahr gerechtfertigt haben0 

Ich will meine Ausführungen nicht ohne den nochmali- 

gen Dank an alle Männerund Frauen beenden, welche sich in 

Erkenntnis ihrer Verantwortung für unsere tradtttonsbewussie 

Stadt zur Lösung der kommunalen Aufphen im vergangenen Jahr 

zur Verfügung stellten,0 Ihnen ist sicherlich auch Ihrer 

aller Dank gewiss» 0/o 
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Mögen sich die Wünsche aller massgeblichen Politiker und 

kirchlichen Vertreter bewahrheiten„ dass das Jahr 1950 das 

Jahr des Friedens werden möge8 dann wird die Ärbeii0 die 

vor uns liegt0 gern und freudig geleistet werden» 

In diesem Sinne schliesse ich den Rechenschaftsbericht 

der Stadtverwaltung für das abgelaufene Kalenderjahr0 
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